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Vorüemerkrurgen

Dieser Beitrag soll und kann kein Kommentar zum Bundesangestellten-
tarifvertrag (BAT) sein. Der Artikel kann aber allen, die stäindig tarifrecht-
lich zu entscheiden haben, als Fundstellenverzeichnis dienen. Er wendet
sich daneben an die Leser, deren Interesse dem Tarifrecht gilt, sei es, weil
sie selbst von diesem Recht betroffen sind oder sie sich während ihrer
Ausbildung Kenntnisse insoweit verschaffen wollen, der Griff zu einem
umfangreichen Kommentar aber nicht immer leicht möglich ist.

Arbeitsrecht/Tarifrecht

Zunächst sei deutlich gemacht, welche Stellung das Tarifrecht mit beson-
derem Blick auf den BAT im Rahmen des geltenden Rechts hat.

Allgemeine Grund sätze des Arbeitsrechts , zv dem auch das Tarifrecht
gehört, sind in den Grundrechten im Grundgesetz (GG) normiert. Nach
Art. 3 GG sind Männer und Frauen gleichberechtigt. Niemand darf wegen
seines Geschlechtes, seiner Abstammuog, seiner Sprache, seiner Heimat
und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschau-
ung benachteiligt oder bevorzugt werden. Art. 9 Abs. 3 GG gewährleistet



fiir jedermann und für alle Berufe das Recht, zvr Watrrung und Förderung

der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungennt bilden. Dies ist

das Recht, u.ä. Gewerkschaften und ähnliche Berufsvertretungen zv

gründen.

Neben dem Arbeitsrecht enthäilt das bürgerliche Recht Vorschriften, die im

Zusammenhang mit dem Tarifrecht und dem Tarifve rtrag zu beachten

sind. Sowoh1 das bürgerliche Recht als auch das Arbeitsrecht einschließlich

der Betriebsverfassung gehören nach Art . 74 Nr. I und Nr. 12 GG zur

konkurrie renden Gesetzgebung.

Bundesrecht, das auf diesen Gebieten erlassen ist, geht datrer jedem Tarif-

vertrag vor. Bei gese tzlichen Regelungen hat der Gesetzgeber jedoch stets

zu beachten, daß die Koalitionsfreiheit (Art. 9 Abs. 3 GG) nicht in ver-

fassungswidriger Weise ausgehöhlt wird.

Im Bereich des btirgerlichen Rechts wirken sich vor allem die Vorschriften

des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) im Arbeitsrecht aus. So sind die § §

6tl bis 630 BGB dem Dienstvertrag, der jeder Arbeitsvertrag ist, gewid'

met. Das Wesen des Dienstverfiages besteht danach darin, daß der, der

Dienste zusagt, zttr Leistung der versprochenen Dienste, der andere zut

Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet ist.

Soweit diese oder andere Paragraphen des BGB zwingendes Recht sind (§

138 BGB = Sittenwidrigkeit, § 242 BGB = Treu und Glauben), gehen sie

einem Tarifvertrag vor. Die Vorschriften des BGB sind daher beim Aus-

le gen, Anwenden oder Ergänzen von Tarifvorschrift en zu b erücksichtigen .

Im Bereich des Arbeitsrechts haben zahkeiche Gesetze und Verordnungen

Vonang vor einem Tarifve rtrag; z.B. (in Klammem die jeweils letzte

Bekanntmachung e iner Neufassung) :

Arbeitsplatzschutzgesetz (BGBI. 1968, S. 55 1)

Arbeitszeitordnung (AZO) (Reichsgesetzblatt I 93 8, S. 447)

Bundezurlaubsgesetz (BGBI .1963, S. 2)

Jugendarbeitsschutzge gotz (JArbSchG) (BGBI . 1976, S. 965)

Ktindigungsschutzgesetz (KSchG) (BGBI . 1969, S. 1317)

Mutterschutzgesetz (MuSchG) (BGBI. 1968, S. 315)

schwerbehindertengesetz (schwbc) (BGBI . 1979, S. 1649)

Tarifvertragsgeggtz (TVG) (BGBI . 1969, S. 1323)

6ider muß man hier sagen, daß es ein ,,"A,rbeitsgesetzbuch", das diese

Gesetze enthält, nicht gibt.

Das TVG schreibt vor, was der Tarifvertrag (TV) regelt, nach welchem

System er entsteht und für wen er in welchem Umfang gilt.Tarifvertrags'



parteien (,,sozialpartner") sind die betroffenen Gewerkschaften einerseits,

einzelne Arbeitsgeber oder Vereinigungen von Arbeitgebern andererseits.

Tarifvertragsparteien fiir den BAT sind zur Zeit:

a) als Gewerkschaften

l. Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und Verkehr (ÖTV)
2. Tarifgemeinschaft fiir Angestellte im öffentlichen Dienst (Deutsche

Angestelltengewerkschaft (DAG) Gemeinschaft von Gewerk-

schaften und Verbäinden des öffentlichen Dienstes (GGVöD)
Marburger Bund (MB)).

b) als Arbeitgeber

l. Bundesrepublik Deutschland
2. Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL)
3 . Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberve rbände (VkA) .

Der von den Tarifvertragsparteien ausgehandelten TV bindet nur die

Mitglieder dieser Parteien, es sei denn, or wird für allgemeinverbindlich
erklärt. Der BAT ist nicht für allgemeinverbindlich erklärt. Nach § 4 TVG
sind Abweichtrngen vom TV zulässig, wenn dies fiir den Arbeitnehmer
gtinstiger ist.

Damit hat der BAT folgende Rechtsstellung:

a) Für Mitglieder einer vertragsschließenden Gewerkschaft sind die Verein-
barungen verbindliche Mindestnormen. Den Arbeitnehmer begtinstigen-
de Abweichungen können im Arbeitsvertrag vereinbart werden.

b) Für Nichtmitglieder einer vertragsschließenden Gewerkschaft hat der
BAT keine bindende Wirkung. Der Arbeitsvertrag kann frei ausgehan-

delt werden.

Das Haushaltsrecht schränkt jedoch die unter a) und b) aufgeführten
Möglictrkeiten stark ein, so daß in der Pruis bei Angestellten des Landes
Abweichungen vom BAT sowohl bei Mitgliedern einer Gewerkschaft als
auch bei Nichtmitgliedern kaum vorkommen.

Creschichte des BAT

Durch den itm 23. 2. 196l abgeschlossenen und am 1.4. 196l in Kraft
getretenen BAT ist das bis dahin geltende Tarifrecht fiir die Angestellten
des öffentlichen Dienstes aus dem Jahre 1938 abgelöst worden.



Die bis dahin maßgeblichen Tarifordnungen fiir den öffentlichen Dienst
waren:

l. die Allgemeine Tarifordnung für Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst
(ATO) vom 1.4. 1938,

2. die Tarifordnung A fiir Arbeitnehmer (Angestellte) im öffentlichen
Dienst (TO.A) vom 1.4. 1938.

Da diese Tarifordnungen Mindestbedingungen enthielten, wurde irm
30. 4. 1938 außerdem eine allgemeine Dienstordnung (ADO) erlassen, die
den Rahmen fiir Abweichungen zugunsten der Arbeitnehmer festlegte.

Die Verhandlungen bis 
^tm 

Abschluß des BAT haben zwischen den Tarif-
vertragsparteien fast 10 Jahre gedauert. Während dieser Zeit sind schon

zahkeiche Tarifve rt räge üb er einzelne Tatb e ständen ab ge schlossen worden,
vor allem über die Eingruppierung von Angestellten.

So konnten die bei Absctrluß des BAT bestehenden Tätigkeitsmerkmale
der Angestellten bis zu einer tarifvertraglichen Neuregelung weitergelten
(§ zs (3) BAT).

Zum 31. 12. 1969 haben die Gewerkschaften den BAT gekündigt. Er ist
erst am 1. 11. 1973 durch den 31. Tarifvertragzur Anderung und Ergän-
zvng des BAT wieder in Kraft getreten. Die § § 22 bis 24, welche die Ein-
gruppierung der Angestellten regeln, sind erst am l. 1. 1975 durch den

37 . Tarifve firag ztu Anderung und Ergdnzung des BAT wieder in Kraft
gesetzt worden.

Inhalt des BAT

In den §§ I bis 74 BAT sind sowohl die Rechte als auch die Pflichten des

Arbeitsgebers und der Arbeitnehmer festgelegt. Er ist in folgende Ab-
schnitte gegliedert:

Abschnitt I
Abschnitt II
Abschnitt m
Abschnitt ry
Abschnitt V
Abschnitt VI
Abschnitt VII
Abschnitt VIII
Abschnitt IX

Geltungsbereich
Arbeitsvertrag
Allgeme ine Arb eitsb edingungen
Arbeitszeit
Be schäftigungszeit, Dienstzeit
Eingruppierung
Vergütung
Sozialb ezige
Reisekostenvergtitung, Umzugskostenver-
gutung, Trennungsentschädigung (Tren-
nungsgeld)



Abschnitt X

Abschnitt XI
Abschnitt XII
Abschnitt XIII
Abschnitt XIV
Abschnitt XV

Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung
Urlaub, Arbeitsbefreiung
Beendigung des Arbeitsverhältnisses
tfuergangsgeld
Be sondere Vorschriften
Üb ergangs- und Schlußvorschriften .

Diese Aufstellung läßt erkennen, welche Bedeutung der BAT für einen
Dienstvertrag hat. Angestellte sollten daher umfassend über den Inhalt
des BAT unterrichtet sein. Dies ist besonders wichtig, da Ansprüche aus

dem Arbeitsvertrag von beiden Seiten innerhalb relativ kurzer Ausschluß-
fristen geltend zu muchen sind (s. § 70 BAT).

Die Höhe der Vergütung der Angestellten enthält im übrigen der BAT nicht;
sie ist nach § 26 BAT in einem besonderen Vergtitungstarifvertrag festge-

legt.

Einguppierung der Angestellten

Grundlage für die Eingruppierung der Angestellten ist § 22 BAT. Er be-

stimmt sowohl
a) welche Tätigkeit für die Eingruppierung maßgebend ist, nämlich die

gesamte auszuübende Tätigkeit, als auch

b) in welchem Umfang die in den Tätigkeitsmerkmalen beschriebene
Tätigkeit fiir die Eingnrppierung ausgeübt werden muß, nämlich grund-
sätzlich mindestens zvr Hälfte.

Gegenstand der Bewertung ist jeder einzelne Arbeitsvorgang innerhalb der
gesamten auszuüb enden Tätigkeit.

Neben der Eingruppierung bei der Einstellung regelt § 22 auch die Ein-
gruppierung bei einer späteren Übertragung einer höhenvertigen Tätigkeit
oder beim Eintritt anderer persönlicher Voraussetzungen.

In § 22 Abs. I wird die Verbindung zwischen Tätigkeitsmerkmalen, Ein-
gruppierung und Vergtitung deutlich. Der Angestellte hat Anspruch auf
Vergtitung entsprechend seiner Tätigkeit. Ausgangspunkt sind die Tätig-
keitsmerkmale der Vergütungsordnung. Sie sind einer Vergütungsgruppe
zugeordnet. Hieraus ergibt sich die Vergütung.

Nach § 22 Abs. 2 Unterabs. I ist der Angestellte in der Vergütungsgruppe
eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihm nicht nur
vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht. Die Vorschrift enthält
mehrere Aussagen:



a) ,der Angestellte ist . . eingruppiert" macht deutlich, daß sich die

Eingruppierung als zwngende rechtliche Folge ergibt, wenn ihre Vor-
aussetzungen erfiillt sind,

b) die gesamte Tätigkeit ist maßgebend,

c) es ist nur auf die auszuübendo, d.h. vom Arbeitgeber im Rahmen des

Artieitsvertrages tibertragene Tätigkeit abzustellen. Ebenso bestimmt
lediglich die nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit die Ein-
gruppierung.

Wann die hiernach maßgebende Tätigkeit den Tätigkeitsmerkmalen einer

Vergtitungsgruppe entspricht, ergibt sich aus den Unterabsätzen 2 bis 5
und den Protokollnotizen.

Der Grundsatz ist dabei:

Die gesamte auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen
einer Vergütungsgruppe, wenn zeithch mindestens zur Hälfte Arbeitsvor-
gänge anfallen, die ftir sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeits-
merkmales oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Vergütungsgruppe
erfüllen.

Eine weitere Anmerkung dazu:

Nach § 22 Abs. 3 ist die für den Angestellten in Betracht kommende
Vergütungsgruppe im Arbeitsvertrag anzugeben. Im allgemeinen ist es

nicht üblich, im Arbeitsvertrag außer der Vergütungsgruppe auch die für
den Angestellten vorgesehene Tätigkeit schriftlich zu vereinbaren. Die

Einstellung des Angestellten nur unter der Bezeichnung der Veryütungs-
gruppe ermöglicht es dem Arbeitgeber, den Angestellten auf jeden hier-
nach zumutbaren Arbeitsplatz einzusetzen und ggf. auch auf einen anderen

Arbeitsplatz uillzusetzen,wenn die neue Tätigkeit ebenfalls den Tätigkeits-
merkmalen dieser Vergütungsgruppe entspricht. Die nähere Bezeichnung

der Tätigkeit im Arbeitsvertrag kann diese Befugnis des Arbeitsgebers

einschränken, desgleichen Vereinbarungen über den Arbeitsplatz des An-
gestellten. Inzwischen wird dieses durch die Erlasse des MF vom

22. 10. 1979 und 23. 10. 1979 (Nds. MBl. S. 1849) vorgeschrieben und

erläutert.

Vergütungsordnung

Die Eingruppierung der Angestellten richtet sich nach den Tätigkeitsmerk-
malen der Vergütungsordnung (§ 22 BAT). Dies ist die Anlage I a und I b
zum BAT, wobei die Anlage I b für den Bereich der Vermessungs- und



5.1

Katastervenvaltung (VuKV) ohne Bedeutung ist, da sie die Tätigkeits-
merkmale der Angestellten im Pflegedienst umfaßt.

Der Katalog der Tätigkeitsmerkmale ist Bestandteil der Tarifvorschriften
und enthält datrer materielle Rechtsnornen.

Vorbemerkunge n zu den Vergütungsgruppen

Den Tätigkeitskatalogen sind ,,Vorbemerkungen ^t allen Vergütungs-
gruppen" vorangestellt, die bei der Anwendung der Tätigkeitsmerkmale
ztr beachten sind, auf die aber auch in Tätigkeitsmerkmalen hingewiesen
sein kann. So ist dort z.B. definiert, wie die Ausbildung der vermessungs-
und landkartentechnischen Ingenieure sein muß.

Teile

Die Anlage I a BAT besteht aus vier Teilen, die mit römischen Zahlen
bezeichnet sind. Diese Teile sind:

Teil I Allgemeiner Teil
Teil II Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale
Teil il Zusdtzliche Tätigkeitsmerkmale für den Bereich des Bundes
Teil IV Zusätzliche Tätigkeitsmerkmale für den Bereich der Tarif-

gemeinschaft deutscher Länder.

Der Teil I enthält die Tätigkeitsmerkmale fiir die Angestellten mit abge-

schlossener wissenschaftlicher Hochschulausbild*g, fiir Ingenieure der
meisten Fachrichtungen so auch für Ingenieure der Vermessungs- und
Landkartentechnik - und für den allgemeinen Verwaltungsdienst.

Te il II e nthält spe zielle zusätzhche Tätigkeitsk ataloge .

Die Teile III und IV sind hier ohne Bedeutung.

Ab schnitte, Unterab schnitte

Im Gegensatz ztt Teil I ist der Teil II der Anlage I a in Abschnitte und,
soweit notwendig, in unterabschnitte gegliedert.

Einige dieser Abschnitte sind:

A. Angestellte im Lochkartenwesen
B. Angestellte in der Datenverarbeitung
C. Angestellte an Kleinrechenanlagen
L. Angestellte in technischen Berufen
N. Angestellte im schreib- und Fernschreibdienst
O. Schulhausmeisterund Haumreisterin Verwaltungsgebäuden

5.2

5.3



5.5

5.6

Einige Abschnitte sind in Unterabschnitte untergliedert. Bei den ,Ange-

stellten in technischen Benrfen" gibt es u.a. folgende Unterabschnitte:

I. Techniker (staatlich geprüfte Techniker)

IV. Zeictner
y1I. Vermessunlstechniker, Landkartentechniker, Planungstechniker

Vm. Reproduktionstechnische Angestellte

X. Fotografen
XI. Fotolaboranten.

Durch diesen Abschnitt L sind die technischen Angestellten im vergleich-

bar mittleren Dienst der VuKV erfaßt.

Vergütungsgruppe, F allgruPPe

In Teil I, in den Abschnitten oder in den Unterabschnittensinddiein Frage

kommenden Vergütungsgruppen aufgefiihrt. Der Teil I enthält alle Vergu-

tungsgruppen von Vergütungsgruppe I bis Vergütungsgruppe X. Diesen

Vergütungsgruppen sind entsprechende Tätigkeitsmerkmale zugeordnet.

Soweit mehrere Tätigkeitsmerkmale einer Vergütungsgruppe Ngeotdnet

sind, wie dies im Teil I immerderFall ist, aber auch häufig bei Abschnitten

oder Unterabschnitten vorkommt, haben die jeweiligen Tätigkeitsmerkmale

eine Fallgruppennuilrmer. Die Reihenfolge der Tätigkeitsmerkmale drückt

keine Wertigkeit innerhalb der Vergütungsgruppe aus.

Es ist wichtig, genau festzulegen, in welcher Vergütungs- und Fallgruppe

der Angestellte eingruppiert ist, da hiervon Bewäihrungs- oder bitaufstieg
abhängen können.

So ist ein Vermessungstechniker, der in ,picht unerheblichem Umfang"

schwierige Aufgab en 
^t 

erftillen hat, in Vergütungsgruppe VI b, Fallgruppe

1 Teil II Abschnitt L Unterabschnitt VII der Anlage la rum BAT ein-

gruppiert.

Protokollnotizen

Protokollnotizen zu den Tätigkeitsmerkmalen erläutern oder machen die

dort venilendeten Begriffe deutlich. Sie sind wie die Tätigkeitsmerkmale

selber zwischen den Tarifvertragsparteien vereinbart und bei der Anwen-

dung der Tätigkeitsmerkmale zu berücksichtigen.

Für die VuKV besonders erwähnenswerte Protokollnotizen sind:

a) Protokollnotiz Nr. 3l zu Teil I der Anlage I a:

Gleichstellung der Beh. gepr. Vermeszungstechniker mit den Ingenieuren,

10



6.1

b) Protokollnotiz Nr. 32 zu Teil I der Anlage I a:
Beispiele fiir schwierige Tätigkeiten und bedeutende Aufgaben im Sinne
der vergütungsgruppe III, Fallgruppe 3 Teil I der Anlage I a,

c) Protokollnotiz Nr. 2 zu Teil II Abschnitt L Unterabschnitt VIJ der
Anlage I a:

Beispiele fiir schwie rige Aufgaben der Ve rme szungstechniker,

d) Protokollnotizen Nr. I bis 4 ztr Teil II Abschnitt L Unterabschnitt
VIII der Anlage I a:

Diese Protokollnotizen erläutern Fragen und schwierige Aufgaben
im Zusammenhang mit den reproduktionstechnischen Angestellten.

Tätigkeitmrerkmale in der Verme ssungs- und Katasterve nvaltung

In der VuKV sind Angestellte beschäftigt, die nach Tätigkeitsmerkmalen
des Venvaltungsdienstes, des Technischen Dienstes oder der Datenverarbei-
tung einzugruppieren sind. Alle Tätigkeitsmerkmale sind in der Anlage I a
zum BAT enthalten. Die Tarifverträge üb9r die Tätigkeitsmerkmale dieser
Angestellten sind nicht zum selben Zeitpunkt abgeschlossen worden.

Die Tarifverträge über die Anlage I a zum BAT werden wie alle anderen
den BAT betreffenden Tarifverträge im Niedersächsischen Ministerialblatt
(Nds. MBl.) veröffentlicht. Diesen Veröffentlichungen werden erläuternde
Erlasse vorangestellt; sie machen gegebenenfalls deutlich, wie sich die Ver-
träge auswirken, sie stellen die notwendigen Anderungen klar und erleich-
tern die spätere Anwendung.

Ange ste llte des Allgemeinen ve nvaltungsdienste s

Angestellte im Btiro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und Außen-
dienst können von Vergütungsgruppe X bis Vergütungsgruppe II a BAT
eingruppiert sein. Mit Ausnahme in der Vergutungsgruppe II a BAT sind
die Tätigkeitsmerkmale im Teil I der Anlage I a zum BAT als Fallgruppe I
aufgefiihrt. Alle Tätigkeitsmerkmale bauen aufeinander auf. Im Gegensatz
zn den Tätigkeitsmerkmalen bei Vernessungsingenieuren und -technikern
ist in keiner Vergütungsgruppe eine besondere Vor- oder Ausbildung Vor-
aussetzung zvr entsprechenden Eingruppierung.

Der Runderlaß vom 29. 4. 1977 (Nds. MBI .5.478) schreibt jedoch vor,
daß Angestellten Tätigkeiten der Vergütungsgruppe VI b und V c BAT
erst nach bestandener Verwaltungsprüfung I und Tätigkeiten der Vergü-
tungsgruppe V b BAT und höher erst nach bestandener Verwaltungs-
prtifung II übertragen werden dürfen. Bestimmte Angestellte sind hiervon
befreit. Die Prüfungsordnung fiir Angestellte der allgemeinen Venualtung

1l



6.2

6.3

des Landes ist mit Runderlaß vom lg. 10. 1977 (Nds. MBl. S. 1378)

veröffentlicht worden. Der Erlaß ist noch nicht voll anzuwenden.

Es ist zulässig, die tlbertragung von Aufgaben mit den Tätigkeitsmerk'

malen für bestimmte Vergütungsgruppen von einer Prtifung abhängig zu

machen.

Im Bereich der Tätigkeitsmerkmale gibt es sowohl den Zeit'als auch den

Bewäihrungsaufstieg.

Der,,Tarifve rtrag zut Anderung und Ergänzung der Anlage I a BAT §eufas-
sung der Fallgruppen l)" vom 24.luni 1975 ist am l. Ddzember 1975 in

Kraft getreten. Der Vertrag ist mit Erlaß vom 22 .10 .197 5 §ds. MBI . S .1621)

veröffentlicht worden. Der Erlaß enthält eine schematische (Jbersicht, die

den Aufbau der allgemeinen Tätigkeitsmerkmale anschaulich darstellt.

In den Vergütungsgruppen VII bis V b BAT sind außerdem besondere

Tätigkeitsmerkmale für Angestellte vorhanden, die Löhne und Vergütun'

gen berechnen.

Ingenieure fiir Vermesnrngstechnik

Angestellte, die erfolgreich eine Schule benrcht haben, deren Abschluß-

zeugnis zum Eintritt in die Laufbahn des gehobenen technischen Dienstes

berechtigt, werden in die Vergütungsgruppen V a bis II a BAT eingruppiert.

Die Tätigkeitsmerkmale sind im Teil I der Anlage I a zum BAT aufge-

führt. Einganggruppe fiir diese Angestellten ist die Vergütungryruppe V a

Fallgruppe 2, aus der sie nach sechsmonatiger Berufsausübung in die Ver-
gntungsgruppe IV b Fa[gruppe 22 höhergruppiert werden.

Eine Eingruppierung in die Vergutungsgruppen IV a Fallgruppe l, III Fall'
gruppe 3 und II a Fallgruppe 9 ist nur möglich, wenn die bei diesen Tätig-

keitsmerkmalen aufgeführten Heraushebungstatbestände erftillt sind. Ein

Bewährungs- oder Zeitaufstieg ist nicht möglich (s. Anhang l).

Der ,,Tarifvertrag zm Anderung und Ergänzung der Anlage I a zum BAT
(Angestellte in technischen Berufen)" vom 15.6 .1972 ist am l. Juli 1972

in Kraft getreten. Der Vertrag ist mit Erlaß vom 4. 7 . 1972 (Nds. MBl.

S. 973) veröffentlicht worden.

Angestellte in technischen Berufen

Die Tätigkeitsmerkmale der Angestellten in technischen Berufen sind in

Teil II Abschnitt L der Anlage I a zum BAT aufgefütrrt.

6.3.1 Zeichner

Die für zeicbner möglichen Tätigkeitsmerkmale in unterabschnitt IV
des Abschnitts L umfassen die Vergütungqgruppen IXb bis VIb BAT.
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7*ichner mit Abschlußprüfung und entsprechender Tätigkeit werden dabei
in die Vergitungsgruppe VIII BAT oder höher, Z*iclnq mit einfachen
Tätigkeiten (ohne Abschlußprüfung) in Vergütungsgruppe IX b BAT ein-
gruppiert. Zur Eingruppierung in die höheren Vergtitungpgnrppen müssen
Heraushebungstatbestände erfüllt sein.

Ein Bewähnrngsaufstieg ist für 7*ichner nicht möglich. Aus den Vergu-
tungsgruppen IXb und VtrI BAT ist der Zeitaufstieg in die nächsthöhere
Veryütungsgruppe möglich (s. Anhang 2).

6. 3. 2 Vermessungptechniker, Landkartentechniker, Planungstechniker

Die für Vermessungstechniker und Kartographen möglichen Tätigkeits-
merkmale im Unterabschnitt VII des Abschnitts L umfassen die Vergü-
tungsgruppen VIII bis Vb BAT. Techniker mit Abschlußprtifung und
entsprechender Tätigkeit werden in Vergütungsgnrppe VIII BAT ein-
gruppiert. Zur Eingruppierung in die Vergütungsgrupp€n VII bis Vc
BAT müssen Heraushebungstatbestände erfüllt sein. Ein Vermesungs-
techniker oder Kartograph in Veryütungsgruppe VII BAT muß sich durch
besonderc IJistungen aus der Vergütungsgruppe VIII herausheben. In
Vergütungsgruppe VIb BAT müssen mindestens 25 %, in Vergütungs
gruppe Vc BAT mindestens 50 % schwierige Aufgaben zu erfüllen sein.

Ein Bewlihnrngsaufstieg ist für Vermessungstechniker und Kartographen
nicht möglich. Aus den Vergütungsgnrppen VIII bis Vc BAT ist derZ*it-
aufstieg in die nächsthöhere Vergütungsgruppe möglich (s. Anhang 2).

6. 3. 3 Reproduktionstechnische Angestellte

Die für reproduktionstechnische Angestellte möglichen Tätigkeitsnrerk-
male im unterabschnitt vIII des Abschnitts L umfassen die vergütungs-
gruppen X bis Vb BAT. Reproduktionstechnische Angostellte mit ein-
schlägiger Abschlußprüfung und entqprechender Tätigkeit werden dabei
in vergtitungpgruppe vIII BAT und höher eingnrppiert. In den vergütungs.
gruppen X und IXb BAT ist keine Abschlußprüfung erforderlich.

Zur Eingnrppierung in die vergütungsgruppen IXb und vII bis vc BAT
müssen Heraustrebungstatbeständen erfüllt sein.

Ein Bewährungsaufstieg ist für reproduktionstechnische Angestellte nicht
möglich. Aus den Vergtitungsgnrppen X bis Vc BAT ist einzeitaufstieg in
die nächsthöhere Vergtitungsgruppe vorgesehen G. Anhang 3).
Der ,,Tarifuerttar zt,,t Anderung und Ergänzung der Anlage I a zum BAT
(Angestellte in technischen Berufen)" vom 15. 6.1972 ist am l. Jrrli 1972
in Kraft getreten. Der vertrag ist mit Erlaß vom 4.7.1972 (Nds. MBl.
S. 973) veröffentlicht worden.
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6.4 lYeitere Angestellte in der VuKV

Neben den Angestellten, die den vorstehenden Tätigkeitsmerkmalen zuge-

ordnet werden können, werden in der VuKV Angestellte beschäftigt, für

die weitere Tätigkeitsmerkmale bedeutend sind :

a) Angestellte in der Programmierung

Abschnitt B Unterabschnitt I des Teil II der Anlage I azum BAT,
Vergütungsgruppen V c bis II a BAT

b) Angestellte in der Organisation

Abschnitt B Unterabschnitt II des Teil II der Anlage I a zum BAT,
Vergütungsgruppen V c bis II a BAT

c) Angestellte in der Datenerfassung

Abschnitt B Unterabschnitt m des Teil II der Anlage I a zum BAT,
Vergütungsgruppen IXb bis Vb BAT

d) Angestellte in der Arbeitsvorbereitung, in der Datenbearbeitung und

in der Datenarchivierung
Abschnitt B Unterabschnitt IV des Teil II der Anlage I a zvm BAT,
Vergütungsgruppen VIII bis III BAT

e) Angestellte in der Maschinenbedienung

Abschnitt B Unterabschnitt V des Teil II der Anlage I a zum BAT,
Vergütungsgruppen VII bis III BAT.

zu a)bis e) TV vom 15. 11. 197 I (Nds. MBI .1972, S. 73)

f) Fotografen
Abschnitt L Unterabschnitt X des Teil II der Anlage I a zvm BAT,
Vergutungsgruppen VII bis IV b BAT
TV vom 15. 6 .1972 (Nds. MBl. S. 973)

g) Angestellte im Schreibdienst

Abschnitt N Unterabschnitt I des Teil II der Anlage I a zum BAT.

Vergütungsgruppen IX b bis VI b BAT
TV vom 10.7.1969 (Nds. MBl. S.829)

h) Hausmeister in Verwaltungsgebäuden

Abschnitt O Unterabschnitt II des Teil II der Anlage I a zrrm BAT,

Vergütungsgruppen X bis VII BAT
TV vom 16. 10. 1969 (Nds. MBl . l97O S. 5).
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Technische Angestellte ohne Abschlußpüfung

Die Tätigkeitsmerkmale der Technischen Angestellten beziehen sich bei
den Ingenieuren, Vermeszungstechnikeffi, Zeichnern und reproduktions-
technischen Angestellten sowohl auf Angestellte mit einer entsprechenden
Ausbildung als auch auf sonstige Angestellte, die

aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende
Tätigkeiten ausüben.

Diese Voraussetzung enthält zwei Bedingungen :

1. ,gleichwertige Fähigkeiten und ihre Erfahrungen" und
2.,,entsprechende Tätigkeiten ausüben".

Sonstige Angestellte mtissen eine Tätigkeit ausüben können und sie auch
tatsächlich ausüben, die in der Regel von vermessungstechnischen oder
technischen Angestellten mit der jeweils in Frage kommenden Ausbildung
gefordert wird. Dabei ist es gleichgtiltig, wie die Angestellten die Fähigkeit
erworben haben.

Fähigkeiten eines Ingenieurs oder Vermesungstechnikers können z.B.
enuorben werden durch langiährige Mitarbeit bei Ingenieur- oder Techni-
kertätigkeiten, Berufserfahrung, persönliche WeiteÖildung, Teilnahme am
Unterricht für Auszubildende. '

Die Voraussetzung ,gleichwertige Fähigkeiten" ist sicherlich nicht erfüllt,
wenn der Angestellte nur in dem ihm zugewiesenen Aufgabengebiet
einem ausgebildeten Angestellten in Wissen und Können gleichwertig ist.
Andererseits kann man von einem sonstigen Angestellten nicht alle Kennt-
nisse eines ausgebildeten Angestellten verlangen.

Bei dem hohen Bestandsschutz rcicht die einseitige Venrendbarkeit eines
,,sonstigen Angestellten" fiir einen Arbeitsplatz nicht aus. Besonders bei
technischen Angestellten ist zu berücksichtigen, daß sich die Aufgaben auf
demselben Arbeitsplatz häufiger ändern können. Diesen wechselnden fui-
forderungen muß der gleichwertige Angestellte immer gewachsen sein.

So sollte z.B. ein Angestellter, der in eine Vergütungsgruppe V a bis II a
BAT eingruppiert werden soll, die gleichen Fähigkeiten wie ein Ingenieur
haben und hierdurch in der Lage sein, sich auf ingenieurtechnische
Arbeitsplätze verschiedener Art einzuarbeiten. Die gleichwertigen Fähig-
keiten und Erfahrungen dürfen sich daher nicht nur auf ein eng begrenztes
Teilgebiet des Vermessungswesens beschränken, sondern sie müssen einen
Umfang haben, der es der Verwaltung ermöglicht, den Angestellten auch
auf einem anderen Arbeitsplatz wie einem fachhochschulmäßig ausgebil-
deten Angestellten einzuretzen. Was Ingenieurtätigkeiten sind, isf bei-
spielhaft b ei den Tätigkeitsme ikmalen aufge fiihrt .
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Wäihrend es sehr schwierig sein dtirfte, jemandem die gleichwertigen

Fähigkeiten eines Fachhochschulingenieurs zv bestätigen oder abzu'

rprr.hrn, dtirfte dies im Bereich der mittleren Angestellten einfacher sein.

Die Grund sätze gelten jedoch entsprechend auch hier.

Die Gleichwertigkeit mit einem Vermessungstechniker ist dann zu bejatren,

wenn ein Angestellter verschiedene Aufgaben eines Vermessungstechnikers

ausflihren kann. Das ist sicherlich immer dann der Fall, wenn ein Ange-

stellter eine einfachere Fortführungsvernessung vollständig unter richtiger

Anwendung der Vorschriften bearbeitet. Im Bereich der tlbernahme von

Bauwerkseinmessungen und der Lageplanbeglaubigung kann man den An-

gestellten als gleichwertig eingruppieren, der mehrere Arbeiten erledigt,

wie z.B. Vorbereitung der Gebäudeeinmessung

Fortftihrung des Vermessungsrisses

Fortfütrrung der Flurkarte
Be rechnung der Ab schnittsflächen
Aufstellung der Fortfiihrungsnachweise .

Grundsätzlich bleibt noch zu sagen, daß der Nachweis der gleichwertigen

Fähigkeiten nicht durch Prüfungoo, sondern nur durch die Leistungen des

Angestellten zu erbringen ist.

Der Zvsatz,Jrnd ihrer Erfahrungen" dtirfte es allerdings fast ausnahmslos

verbieten, Angestellte, die nicht vermessungstechnisch tätig waren, bei der

Einstellung unter ein Tätigkeitsmerkmal des Unterabschnittes VII fallen zu

lassen.

Nach den Tarifvertrag ist die Einstellung sonstiger Angestellten nur nach

Verg.Cr. IX b des Teils II, Abschnitt L, Unterabschnitt IV möglich.

Bewährungs und Zeitaufstieg

Der Bewährungsaufstieg ist in der VuKV fast unbedeutend geworden. Da-

gegen sind für zahkeiche Angesteflte die Regelungen im Zusammenhang

mit dem bitaufstieg wichtig

Der wesenttiche Unterschied zwischen dem Bewährungs' und Zeltaufstieg

liegt darin, daß sich der Angestellte beim Bewährungsaufstieg in seiner

bisherigen Vergtitungsgruppe bewährt haben muß (sonst ist der Aufstieg

zg venvehren), während beim Zeltaufsteig eine Tätigkeit nur eine be-

stimmt e Zeit auszuüben ist. Praktisch bedeutet das: eine Tätigkeit ist über

zw eiVe rgütung§gruppen hinweg b ewe rtet.

Grundsätzlich ist aus jeder Vergütungs- und Fallgruppe - sofern vorgese-

hen - nur ein Zeitaufstieg möglich.
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Die Frist fiir einen weiteren Zeitaufstieg beginnt erst dann ru laufen,

wenn der fuigestellte die Heraushebungstatbestände der durch den Zeit-
aufstieg erreichten Vergütungsgruppe erfiillt .

Hierzu ein Beispiel:

Ein Vermessungstechniker, der sich durch besondere Leistungen aus

Verg.Cr. Vm BAT heraushebt, wird nach vierjähriger Tätigkeit aus der

Verg.-Gr. VII Fallgruppe 1 BAT im Wege des Zeitaufstiegs in die Verg.-Gr.
VIb Fallgruppe 2 BAT höhergruppiert. Ein weiterer Zeitavfstieg ist erst

wieder möglich, wenn der Angestellte die gepenüber Verg.4r. VII BAT
herausgehobenen Tätigkeiten der Verg.-Gr. VI b Fa[gruppe I BAT ausübt.

Von diesem Zeitpunkt an läuft die Frist ftir einen neuen Zeitavfstieg.

Um Unklarheiten zu vermeiden, ist es destratb sowohl für den Arbeit-
geber als auch fiir den Arbeitnehmer wichtig, den genauen Zeitpunkt,
von dem an der Angestellte höhenuertige Tätigkeiten ausübt, festzuhalten.

Dies ist besonders dann zu beachten, wenn dem Angestellten in seinem bis-

herigen Aufgabenbereich schwierigere Tätigkeiten übertragen werden oder

sich die Tätigkeit z.B. durch neue Gesetze, Verordnungen oder Erlasse so

ändert, daß sie den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren Vergütungsgruppe

entspricht. Ist der Angestellte dann durch Zeitaufstieg bereits in der

höheren Vergütungsgruppe eingruppiert, ist aufgrund dessen weder der Ar-
beitsvertrag zu ändern noch eine höhere Vergtitung zu zahlen.

Schlußbemerkungen

Wenn es gelungen ist, die umfangreiche Materie des Tarifrechts und des

BAT auch dem etwas näher zu brinBoo, der dienstlich nicht damit befaßt
ist, wäre das Ziel des Beitrages erreicht. Beim Leser könnte der Eindruck
entstanden sein, daß alle Fragen und Probleffie, die sich aus einem Dienst-

verhältnis ergeben, durch das Tarifrecht und den BAT gelöst werden kön-
nen. Dies ist in den meisten Fällen auch möglich. Trotzdem können sich

in der Praxis immer wieder Auslegungsschwierigkeiten im Einzelfall
ergeben, bei dem sich auch die Arbeitsvertragsparteien nicht einigen.
Dann hat das zuständige Arbeitsgericht zu entscheiden.
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Anlage 1 a, Teil l, Anhang 1

I npn ieu re für Vermescu ngstechn ik u nd Landkartentchn ik

Vergütu ngsgruppe

Va

Vergütu ngsgru ppe

rvb

Vergütu ngsgruppe

lV a

Vergütu ngsgru ppe

ilt

Vergütu ngsgru ppe

lla

lngenieure während der ersten sechs Monate I Fallgruppe

der Berufsausübung | 2

lngenieure nach sechsmonatiger Berufs- | Fallgruppe
ausübung nach Ablegung der Prüfung I 22

lngenieure in selbständiger Tätigkeit, die I Fallgruppe

sich durch besondere'Leistungen aus I 1 1

Vergütungsgruppe I V b herausheben.

lngenieure, die sich durch das Maß der Ver- | Fallgruppe
antwortung erheblich aus Vergütungsgruppe I 10

lll herausheben

lngenieure mit langjähriger praktischer I Fallgruppe
Erfahrung, die sich durch besonders | 3

schwierige Tätigkeiten und die Bedeutung
ihres Aufgabengebietes oder durch
schöpferische oder Spezialtätigkeit aus

Vergütungsgruppe lV a herausheben
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vil

vt b Zeichner mit Pnifung, die min.
50 o/o Tätigkeiten ausüben d. bes.
Leistungen edordem

U nterabschn itt VI I - Vernessungstechniker (W)

Anlage 1a, Teil ll, Abschnitt L

Unterabschnitt IV - Zetchner
Vergütungs-
gruppe

rxb

Mil

Vergütungs-
gruppe

vilt

vil

vr b

Vc

Zeichner mit einfacher Tätigkeit

Zeichner mit Abschlußpnitung I Fg.
1

Zeichner mit Prufung, die min. I Fg.
25 YoTätigkeiten ausüben d. bes. I 1

Leistungen erfordem

Vermessungstechniker
mit Prüfung

Vermessungstechniker mit I Fg.
Prüfung, die sich durch besondere | 1

Leistungen aus Vlll herausheben

Vermessungstechniker mit Fg.
Prüfung, die min. 25 o/o schwierige 1 1

Aufgaben zu erfüllen haben

lerynessungstechniker mit I Fg.
Prüfung, die min. SOYoschwierige I i
Aufgaben zu erfüllen haben

nach 6jähriger Tätigkeit

Anhang 2

nach 3jähriger.Tätigkeit 
I 

F;

nach 3jähriser Tätigkeit 
I 

F;

(entsprechendes gilt für
Kartographen)

nach 3jähriger Tätigkeit I Fg.
l2

nach 4jähriger Tätigkeit I Fg.
2

nach Gjähriger Tätigkeit I Fg.
l2

Vb
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Unterabschnitt VI ll: Reproduktionstechnische Angestetlte (Repro.A.l

Vergütungs-
sruppe Anhang 3

^ iffil t*t*"',r"",'t trrJ
leiniacheLicht- I1 I IeinfacherTätis- l2l
I pausen herstellen I I I reit uei oer I I

llll"*'"*"',"*'ll
iii,i

nach 2iähnger I Fg.
Tätigkeit | 4

vt b

vilffiffi
lBerufsausübung I I I I I

li,!;*:§ff'"l ll ll

WWru
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Zur D ienstp ostenbewertu ng

Von Wolf-Erich v o n D a a c k

Vorbemerkung

Wenn man in der einschlägigen Literatur über die Zielset urngder Dienst-

postenbewertung (DPBew) - und hier besonders der analytischen DPBew -
nachliest, so wird als Begrtindung die funktionsgerechte Einstufung und

Entlohnung der Bediensteten in den Vordergrund gestellt. Verschiedent-

lich wird die DPBew als Voraussetzung ftir ein einheitliches Bezahlungs-

system im öffentlichen Dienst angesprochen, die eine transparente Gehalts-

politik fördert und darüber hinaus zur Verwirklichung des Leistungsprin-

zips beiträgt. Im größeren Rahmen wird die DPBew als Instrument zur

Steuerung der Personalentwicklung und der Personalförderung oder auch

als Mittel eine r zielgerichteten Personalftihrung angesehen.

Bevor über Art und Bedeutung der DPBew Ausfiihrungen gemacht werden,

sollen zvnächst einige Aqpekte begrifflicher Art geklärt werden.

Abgreruung der Begriffe

Nach Strelen (1) wird als Amterbewertung derEntscheidungs-

vorgang bezeichnet, durch den der Besoldungsgesetzgeber abstrakt auf-

grund bestimmter Aufgabenkreise Amter als Ausdruck der dienstrecht-

lichen - d.h. status- oder besoldungsrechtlichen - Stellung eines Beamten

einordnet. Dabei fehlt in der Mehrzahl aller Fälle die Zuordnung konkretdr
Dienstposten (DP) zv den Amtern. Vielmehr wird die Rangfolge großer

Funktionsbereiche abstrakt festgelegt. Die Amterbewertung, bei der

neben originären Wertmerkmalen, wie z.B. Anforderungen, Belastung etc.

auch laufbahn-, organisations- oder arbeitsmarktpolitische Gründe be-

rücksichtigt werden können, ftihrt letzlich im Ergebnis zu einer Gehalts-
klassifizierung.

Nach Schmidt (2) dient die Dienstpostenbewertung der
Bestimmung der Wertigkeit des konkreten Aufgabengebietes (Arbeits-
platzes) des einzelnen Beamten im Vergleich nr anderen. Der Begriff
,pienstposten" deckt sich weitgehend mit dem Begriff ,,konkretes Amt im
funktionellen Sinne" oder dem des Arbeitsplatzes. (Hierbei ist der Begriff
,$.rbeitsplatz" nicht im tarifrechtlichen Sinne zv deuten.) Darunter ist
eine organisatorisch abgegrenzte Vielzatrl von Einzelaufgaben, die der
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Beamte auf diesem DP durcluuftihren hat, zu verstehen. Die DPBew ist

als interne Maßnatrme der Venvaltung unverbindlich, da sie keine äußeren

Wirkungen hat. Konsequenzen im Hinblick auf Beförderung oder Besol-

dung entstehen erst, wenn die entsprechenden haushaltsrechtlichen Vor-
aussetzungen gegeben sind.

Die DPBew verfolgt das gleiche Ziel wie die Amterbewertung , letzere ist
logischerweise aber vorransg. Die DPBew muß im Rahmen der Amterbe-
wertung erfolgen und ist an ihre Zuordnungsentscheidung gebunden.

Der Begriff S t ell e nb ewe rtung ist streitig. Einerseitswirdhiermit
der Entscheidungsvorgangbezeichnet, dt dem die den Haushalt beschlie-

ßenden Gremien - also in erster Linie das Parlament - über die Schaffung

der den DP entsprechenden Planstelle entscheiden. (Da keinerlei Bindung
des Haushaltsgesetzgebers an die DPBew besteht, kann letzerc allenfalls

ein Hilfsmittel bei diesem Bewertungsvorgang darstellen.)

Andererseits wird der Begriff ,,Stelle" gutrz allgemein als Arbeitsplatz und
den damit verbundenen Tätigkeiten verstanden. Damit wären Stellenbe-

wertung und DPBew identisch, also zwei Begriffe fiir denselben Vorgang.

DPBew und/oder Stellenbewertung verlieren ihre wesentliche Bedeutuog,

soweit entweder der Besoldungsgesetzgeber eine eindeutige Zuordnung
bereits vorgenommen oder der Gesetz- oder Verordnungsgeber nach § 20
Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) die Zuordnung der
Funktionen zu den Amtern abschließend geregelt hat (vgl. hierzu auch
Punkt 7).

§ 20 Abs. 2 Satz 3 BBesG lautet:

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates Funktionen den Amtern in den Be-

soldungsordnungen zwuordnen .

Verschiedentlich wird die Frage diskutiert, inwieweit die Durchfiihrung der

DPBew als organisatorische oder als besoldungsrechfliche Maßnahme

eingeordnet werden kann.

Schmidt (3) führthieruu aus: ,pie Aufstellung eines Organisations-

planes eindeutig eine Sache der Organisation enthält bereits

durch den hierarchischen Aufbau der Organisationseinlreiten eine

Bewertungsentscheidung. Diese entscheidet sich nur graduell von

der Dienstpostenbewertung. Es ist die Frage aufzuwerfen, was

bewertet wird. Das ist eindeutig die Organisationseinheit der

quantitativ bemessenen Einzelaufgaben, kurz als Dienstposten be-

zeichnet. Deshalb erscheint es zutreffender, lediglich festzustellen,
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daß die Dienstpostenbewertung damit gleichermaßen der Organi-
sation wie dem Vollzug des Besoldungsgesetzes dient."

Im Bericht des Arbeitskreises Dienstpostenbewertung der Studien-

kommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts (4) wird
hierzu angemerkt: ,,Teilweise wird die Dienstpostenbewertung als

eine Maßnahme organisatorischer Art angesehen, die in der Organi-
sationsgewalt des bewertenden Dienstherrn fußt und den Stellenplan
als Teil des Haushaltsplanes vorbereitet. Andere Auffassungen beur-
teilen die Dienstpostenbewertung als eine Maßnatrme zur Ausfiitrrung
des Besoldungsrechts. Schließlich zählen einige Autoren die Dienst-
postenbewertung sowohl zu den Organisationsaufgaben als auch zum
Vollzug des Besoldungsrechts. "

Um einen Arbeitsplatz oder einen DP zu bewerten, ist eine A r b e i t s -

p I a tzb e s chre ib u ng odereine D i e n s t p o s te nb e sc hr e i -
b u n g notwendig. Es wäre vielleicht ratsam, losgelöst von den termini
technici des Tarif- bzw. Besoldungsrechts, als übergeordneten Begriff das

Wort Tätigkeitsbeschreibung zu verwenden, wobei unter

,,Tätigkeit" die laut Arbeitsanweisung, Geschäftsverteilungsplan o.ä.
vorgegebenen Aufgaben zv verstehen sind. Von den genannten Definitio-
nen abgesetzt istdie Leistungsb ewe rtung zusehen,wobeieine
individuell erbrachte Leistung in ihrer Abweichung zvr Normalanforderung
an einen DP zu bewerten ist. Der Wert eines DPs sagt nämlich im allgemei-

nen nichts darüber aus, wie und in welchem Umfang ein Mitarbeiter auf
ihm tätig wird. Der Arbeitskreis zttr Bewertung von Eignung und Leistung
der Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts zählt
zur Leistungsbewertung all die Merkmale, die sich unter die Oberbegriffe

Qualität und Quantität der Arbeit zubsummieren lassen. Im einzelnen

schlägt er folgende Bewertungsmerkmale vor:

Richtigkeit
(richtiges, fehlerfreies Arb eiten)

Termingerechtigkeit
(Einhalten von Terminen, ptinktliches Arbeiten)

Rationelles Arbeiten
(Kostengerechtigkeit, Wirtschaftlichkeit, rationelles Einrichten der
Arbeit)

Verwertbarkeit
(Venvendbarkeit, Brauchbarkeit der Arbeit, z.B.Vollständigkeit und
Ausgewogenheit)

Arbeitsmenge in der Zeiteirrheit
(Menge der verwendbaren Arbeit).
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Vom Arbeitslcreis wird ergänzend bemerkt, daß Begriffe wie Einfalls'

reichtum, Integriertheit in die Verwaltffig, schöpferische Initiative
(I deenreichtum), Verhalte n gegenüber Außenstehenden, Zusammen-

arbeit und Einsatzbereitschaft personenbezogen sind. Sie wirken sich

auf die genannten fünf Merkmale aus und bedtirfen in diesem Zu'
sarnmenhang keiner besonderen Bewertung. Inhaltliche uber-

schneidungen der Bewe rtung$ne rkmale we rden nicht ausge schlossen .

Doch sollte bei der Konkretisierung der Merkmale versucht werden,

eine möglichst klare Differerzierung der Inhalte zv efieichen.

Während die Leistungsbewertung Aussagen über konkret erbrachte und be'

obachtete Arbeitsergebnisse des Mitarbeiters trifft, hat die V e r w e n

dungsbeurteilung eine Beurteilung der Befiihigung eines Men'

schen hinsichtlich seiner beruflichen Tätigkeit zum Ziel.

Ihre Grundlage ist das Verhalten am Arbeitspla tz.DieVenvendungsbeurtei-

lung soll Auskunft geben über Fähigkeiten, Interessen, Motivationen und

weitere persönliche Merkmale, aber auch über Kenntnisse, Fertigkeiten,

Ausbildungen und Erfahrungen der Mitarbeiter. (Neuere Entwicklungen

unterscheiden in diesem Zusammenhang vgl. hnkt 7 des dort ange-

sprochenen Anlagenbandes A zwischen Bef?ihigungsbeurteilungen,

Eignun gsfe st st e llungsve rfahre n u nd Le istungsb eu rt e ilungen .)

Rechts- und Verwaltungsvorschriften

Artikel 74 a des Grundgesetzes weist die Besoldung und Versorgung der

Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die in einem öffentlich-rechtlichen
Dienst- und Treueverhältnis stehen, der Konkurrierenden Gesetzgebung zu.

Hierzu gehört auch die ,,Bewertung der Amter", wie sie sich aus Ab sa1z 3

dieses Artikels ergibt.

Düchs (5) erläutert aufgrund der Entstehungsgeschichte, daß mit
dem Begriff ,,Bewertung der Amter" keineswegs die DPBew im
Sinne eines analytischen Bewertungssystems gemeint ist. Er fi.ihrt

hierzu lr. a. aus:,, . . . flmß man weiterhin davon ausgehen, daß unter

der ,,Bewertung der Amter" in Art .7 4 a GG lediglich die Zuordnung
der statusrechtlichen Amter nt den verschiedenen Besoldungsgrup-
pen zu verstehen ist, nicht jedoch eine Bewertung im Sinne der ana'

lytischen DPBew, die einen gafiz anderen Sachverhalt erfaßt, nämlich

die in einem analytischen Verfahren erfolgende Feststellung des

relativen Anforderungsniveaus von konkreten Tätigkeitsbereichen

(Dienstposten)."
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In (a) wird hiezu festgestellt:,,Wir sind übereinstimmend der Auffas-
sung, daß Artikel 7 4 a Grundgesetz im Rahmen der Besoldungskom-
peterr auch die Zuständigkeit zur Einführung einer einheitlichen
Dienstpostenbewertung für die Beamten der Länder, Gemeinden und
sonstigen öffentlich-rechtlichen Körperschaften umfaßt, weil die
Regelung der Besoldung ein Bewertungssystem vorauswtzt."

Der Bundesgesetzgeber hat über den Grund satz der funktionsgerechten
Besoldung im § 18 BBesG ausgefütrrt, daß die Funktionen der Beamten
nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen sachgerecht zu bewerten
und Amtern utztrordnen sind. Ferner ist im § 18 gesagt, daß die Amter
nach ihrer Wertigkeit unter Berücksichtigung der gemeinsirmen Belange
aller Dienstherren den Besoldungsgruppen ztxzuordnen sind.

Rechtsgrundlage fiir die DPBew in Niedersachsen ist § 9 des Landesbe-
soldungsgesetzes 1977 (in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. 10.

1978, Nds. GVBI. 5.771). Danach ist jeder Dienstposten, der mit einem
Beamten besetzt ist oder besetzt werden soll, nach sachgerechter Bewer-
tung einem der in den Besoldungsordnungen aufgeftihrten Amter u,tztJ-

ordnen (Dienstp ostenb ewertung).

Weitere Bestimmungen zur DPBew enthalten die Beschlüsse des Nds. Lan-
desministeriums vom 24. 5. 1966 (Nds. MBl. S. 554') und vom 1.4. 1966
(Nds. MBl. S. 348). In den Beschlüssen ist u. a. vorgeschrieben, daß

jedes Ressort die zu seinem Geschäftsbereich gehörenden DP bewertet,
die sachgerechte Bewertung als Grundlage für die Anforderung von
Planstellen dient,
bei der Bewertung von den bisherigen Ergebnissen der DPBew
auszugehen ist.

Dabei ist von dem Grundsatz auszugehen, daß sich die DPBew an den Be-
wertungsmaßstäben, die sich aus der Besoldungsordnung ergeben, orien-
tieren muß.

Weitere Vonchriften für den Bereich der Landewenualtung sind bisher
nicht erlassen worden. Es bleibt festzuhalten, daß keine der genannten
Bestimmungen ausdrücklich regelt, nach welchem Verfatrren die DPBew
durchzuführen ist.

Systeme

Bei den Verfahren, die bei der DPBew vielfach zur Anwendung kommen,
werden Tätigkeitsmerkmale eines Arbeitsplatzes nach einer mehr oder
weniger groben Schätzung bewertet. Die Anforderungen werden in ihrer
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Gesamtheit gesehen, ohne daß die Wertung nach den Einzelanforderungen

differe nzrert wird. Anforderungsnrerkmale wie z.B. Fachkönnen, Verant-

wortung oder Beanqpruchung werd en zwar in Betracht gezogetr, aber nicht

einzeln unterzucht. Diese Verfahren sind dadurch gekennzeichnet, daß sie

nur wenige Anforderungsarten kennen, die nicht weiter unterteilt sind

und bei denen das Gewicht zueinander nicht festgelegt wird. In diesem Zu'
sarnmenhang wird von sog. summarischen DPBewen gesprochen.

Der Begriff ,,surlmarisch" ist nicht exakt definiert. Die Vorstellun-

BoD, welche Elemente diesen Verfahren im einzelnen ntzvordnen

sind, gehen auseinander. Vielleicht könnte die begriffliche Abgren-

ztrng - wenn auch unbefriedigend - in einer Negativ-Formulierung
gefunden werden: sunrmarische Verfahren sind all diejenigetr, die

nicht den analytischen zuzurechnen sind.

Den summarischen Verfahren sind wegen Mangels am Detail Vetzemrngen,

Vergröberungen und Ungerechtigkeiten attestiert. Die Suche nach Metho-

den, die genauer und gerechter sind und die den Eindruck wissenschaft-

licherObjektivitätvermitteln,fiihrtezusog. anal y t i s c h e n DPBewen.

Grundl Lge der analytischen DPBew ist ein einheitliches fuiforderungs-
schema, in dem die Gesamtanforderung, die an die menschliche Arbeits-

kraft gestellt werden kann, in eine Reihe von Einzelfaktoren zerleg! wird.
Aufgrund von ausfütrrlichen DP-Beschreibungen wird durch Messen

oder Schätzen festgelegt, in welchem Ausmaß jeder der im Anforderungs-
schema enthaltenen Einzelfaktoren durch den zu bewertenden DP in An-
spruch genommen ist. Die auf diese Weise ermittelten Werte werden dann

nach einer vorgegebenen Systematik unter Berücksichtigung unterschied-

licher Gewichtsansätze zlttm zatrlenmäßigen Gesamtwert des Dienstpostens

zusarnmengeflihrt.

Von Hammerstein (6) sieht das Verfatren einer analytischen Bewer-

tung als gegeben an, wenn

der Bewertungsmaßstab aus einzelnen gestuften Bewertungs-

merkmalen (2.8. Fachkönnen, Handlungsqpielraum, Fühntngs'

verantwortung) b esteht,

der Einfluß des einzelnen Bewertungsmerkmals auf das Gesamt'

ergebnis im Verhältnis zu dem der anderen Merkmale feststeht

(Gewichtung),

die Einstufung des Arbeitsplatzes nacheinander jeweils für die

eir:zelnen Bewertungsme rkmale ermittelt wird und

die fiir die Bewertung des Arbeitsplatzes bestimmende Punkt'

suilIme aus der Addition der Einstufungsergebnisse bei den ein-

zelnen Bewertungsmerkmalen gebildet wird -
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4.1

Als Geburtsstunde der analytischen DPBew ist wohl die internationale
Tagung über Arbeitsbewertung in Genf im Jahre 1950 anzusprechen, auf
der sechs Anforderungsgruppen erarbeitet worden sind, nach denen
Tätigkeiten bewertet werden können :

1. geistige Anforderung an das Fachkönnen,

2. körperliche Anforderungen an das Fachkönnen,

3. geistige Anforderungen in Bezug auf Belastung
(Denktätigkeit, Aufmerksamkeit),

4. körperliche Anforderungen im Bezug auf Belastung
(Anstrengung der Muskeln),

5 . Verantwortung (seelisch-charakterliche Anforderungen),

6 . Arb eitsbedingungen (Arb eitserschwernisse, Umgebungseinflüsse) .

Der Rückgriff auf das Genfer Schema ist in der Arbeitswissenschaft üblich
geworden. Es inspirierte zu einer Reihe von systematisch-analytischen
Bewertungsverfahren, die je nach Zielgruppe modifiziert wurden.

Zwei Modelle einer analytischen DPBew werden in der Folge vorgestellt.

Auf Anregung der Ständigen Konferctu der Innenminister der Länder ist
im Jahre 1968 ein Arbeitskreis für die Schaffung eines geeigneten Dienst-
postenbewertungsverfatrrens beim Bundesinnenminister eingerichtet wor-
den. Von diesem Arbeitskreis wurde ein Modell einer einheitlichen DPBew
fiir Bund, Länder und Gemeinden erarbeitet und der Entwurf für ein ein-
heitliches Anforderungsschema erstellt. Dabei wurde das Ziel verfolgt, die
Anforderungen, welche die Wahrnehmung eines DPs an den Beamten
stellt, so zu erfassen, daß die verschiedenen geistigen, seelischen und
körperlichen Faktoren dieser Anforderungen berücksichtigt werden. Uit
dem Entwurf sollte venucht werden, systematische Grundlagen fiir eine
möglichst objektivierte, nachvollziehbare und für Vergteiche geeignete
Bewe rtung aufzuze igen .

Das Anforderungsschema gliedert sich in A n f o r d e r u n g s g r u p -
p e n, die in An f o r de rungs art e n unterteiltwerden.

Die Anforderungsgruppen lehnen sich an die Einteilung des Genfer
Schemas an, wobei jedoch die dort unter den Oberbegriffen Fach-
können und Belastung eingeordneten sechs verschiedenen Anforde-
rungsgruppen auf drei Gruppen reduziert worden sind. Die Anfor-
derungsgruppe,,Arbeitsbedingungen" wurde nicht übernommen,
weil besondere Erschwernisse irm Arbeitsplatz (Lärm, Schmutz,
erhöhte Unfallgefährdung, Dienst zu ungtinstigen Zeiten) durch
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AnforderungsgruPPe Anforderungsart

I Fachkönnen 1. Grundkenntnisse
2. Erfahrung

II Beanspruchung 1. Denktätigkeit
2. Dienstliche Beziehungen

3 . Körperliche BeansPruchung

m Verantwortung l. Tragweite und Verbindlichkeit des

Handelns
2. Verantwortung ftir Mitarbeiter und

Aufsicht über nachgeordnete Behörden

Zvlagen, Entschädigungen oder Dienstbefreiung abgegolten werden

sollten. Ferner wurde die Anforderungsgruppe ,Äörperliches Fach-

können" nicht gesondert aufgenommen. Körperliche Anforderungen

an das Fachkönnen sind in aller Regel vor der Einstellung in den

Vorbereitungsdienst oder im Rahmen der Laufbatrnprüfung nachzu-

weisen und werden daher bei der Anforderungsgruppe ,,Fachkönnen"

innerhalb der Anforderungsart,,Gnrndkenntnisse" mit veranschlagt.

Zv den eiru:ehnen Anforderungen wird u. a. folgendes angefiihrt:

I F a c h k ö n n e n . Das Fachkönnen umfaßt die Kenntnisse und die Fer-

tigkeiten, die für die Tätigkeit notwendig sind. Diese werden vor allem

durch Ausbildung und Erfahrung erworben.

I.l G ru ndk e n nt ni s s e. Die Anforderungsart erfaßt die nachLauf-

bahnvorschriften fiir den Erwerb der Befähigung erforderlichen Vorausset-

zungen. Gleichwohl richten sich die Grundkenntnisse nach den objektiven

Anforderungen, nicht nach der Ausbildung, die der DP-Inhaber (2.B. ein

Aufstiegsbeamte r) durchlaufen hat .

l.Z Erf ahrung . Unter Erfahrung sind diejenigen Kenntnisse zvver.

stehen, die in der Regel nach Erlangung der Befiihigung im öffentlichen

Dienst envorben werden müssotr, um die Tätigkeit ordnungsgemäß ausüben

ztt können. Der Erwerb der Erfahrung stellt nicht nur auf die praktische

Venualtungsarbeit ab, sondern auch auf besondere Lehrgang§erfatrrungen.

28



Grundsätzlich kommt es nicht allein auf die Zeitdauer, sondern auch
auf das Erfatrrungsgebiet und die Tiefe der Erfahrung an.

il B e ansp ruchung. Beanspruchungist diegeistige undkörperliche
Belastung, die durch die Tätigkeit entsteht.

II.l Denktätigkeit. Denken beruht auf geistigem Können. Es
besteht darin , Beziehungen und Sinnzusiunmenhänge ztJ erfassen und
herzustellen; es kann als logisches Denken vorhandene Erkenntnisse
nachvollziehen oder als schöpferisches Denken neue Erkenntnisse er-
bringen. Die Denktätigkeit verlangt Aufmerksamkeit. Als Einflußgröße
ist der Schwierigkeitsgrad der Aufgabe zu nennen, der durch logisches
Denken, durch schöpferisches Denken, durch Dauer und zeitliche Ver-
teilung der Denkbelastung und durch Häufigkeit und Schnelligkeit des
Umstellens auf andere Denkgegenstände beeinflußt wird.

ll.2 D i e n s t I i c h e B e zi e hu n g e n Diese Anforderungsart
umfaßt die zusätzliche Belastung, die aus der Zusammenarbeit mit anderen
erwächst. Als dienstliche Beziehungen sind Besprechungen, Verhandlungen
und andere persönliche Kontakte zut Erftillung der gestellten Sachauf-
gaben zu verstehen. Erforderlich hierfür sind neben der Sachkenntnis vor
allem Gewandheit, dienstliche Angelegenheiten ax Diskussion zu stellen,
Verhandlungsgeschick und Überzeugungsvermögen. Von Bedeutung sind
die Art der Kontakte und die Schwierigkeit der Argumentation. Da diese
Anforderungsart nur persönliche Kontakte erfaßt, sind schriftliche Be-
ziehungen unter der Anforderungsart,,Denktätigkeit " mitzubewerten.

II.3 K ö r p e r I i c h e B e I a s t u n g . Körperliche Beanspnrchung
entsteht vor allem durch die bei der Arbeit anzustrengenden Muskel-
kräfte. Muskelbelastungen sind nur zu bewerten, wenn sie über das bei
geistigen Tätigkeiten allgemein übliche Maß wesentlich hinausgehen und
eine erhebliche Kraftanstrengung erfordern. Diese Anforderungsart wird
im wesentlichen bei bestimmten DP von Betriebsverwaltungen vorkom-
men.

III Verantwortung.Hiermit werden die für die Bewältigung der
Aufgaben im Interesse des Gemeinwohls erforderlichen charakirrti.trcn
Eigenschaften und Fähigkeiten erfaßt, und zwac Umsicht , Zuverlässig-
keit, Gewissenhaftigkeit, Pflichtbewußtsein, Selbständigkeit, Entschluß-
kraft, Verschwiegenheit, Bereitschaft nn Zusammenarbeit, Fähigkeit zur
Leitung von Menschen. Die Verantwortung erstreckt sich insbisondere
auf den Arbeitsablauf und auf die Arbeitsleistung.

m.l Tragweit-e und Verbindlichkeit des Handelns.
Die Anforderungsart erfaßt die mit der Aufgabe verbundene Verantwor-
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tung für die Arbeitsausfiihrung und deren inner- und außerbehördliche

Reichweite. Dabei spielen der Beurteilungsspielraum, die Verbindlictrkeit
von Entscheidungen und die Auswirkungen des Handelns innerhalb der

Venraltung und gegentiber der Bevölkerung eine Rolle. Bei der Bewertung

der ,,Verbindlichkeit von Entscheidungen" kommt es auf die Unter-
schriftsbefugnis oder auf die gleichwertige mändliche Entscheidungsbe-

fugnis an.

lll.2 Verantwortung für Mitarbeiter und Aufsicht
ü b e r n a c h ge o rd n e t e B e h ö r d e n. HieruntersindWirkungund
Umfang der Aufsichtsmaßnahmen gegenther unterstellten Mitarbeitern
sowie Aufsicht über nachgeordnete Behörden und Einrichtungen zu ver-

stehen. Als Einflußgrößen sind die Zahl der unterstellten Mitarbeiter
oder die Größe des Aufsichtsbereiches zu nennen.

Unter den Begriff der Außicht fallen die Dienst- und Fachaufsicht sowie

die Rechtsaufsicht. Dabei sind nicht die Befugnisse und Maßnatrmen zu

bewerten, die erstinstaruhch in einer höheren behördlichen Ebene wahr-
genommen werden.

Bei jeder Anforderungsart werden eine oder mehrere S tu f enreihe n
fiir die unterschiedliche Intensität der zu bewertenden Inanspruchnahme
im Ratrmen der jeweiligen Anfordenmgsart gebildet. Als Beispiel sei an

dieser Stelle die Stufenbeschreibung fiir die Anforderungsart ll.2,pienst-
liche Beziehungen" wiedergegeben. (s. Tabelle nächste Seite).

Die einzelnen Anforderungsgruppen und -arten werden gewichtet, und
zwat:

Factrkönnen . . o . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40%
Grundkenntnisse.. .... .. 30%
Erfahrung . . . . . . . . . . . . o . . . . . 10%

Beanspruchung... .... .. .30%
Denktätigkeit.. .. ...... .. .. 22%
DienstlicheBeziehungen...... .. 5%
KörperlicheBeanspruchungen ...... 3%

Verantwortung... .. .30%
Tragweite und Verbindlichkeit des

Handelns. .. .. 20%
Verantwortung ftir Mitarbeit und
Aufsicht über nachgeordnete Behörden . . lO Vo

Die Anforderungsarten werden jeweils für sich getrennt bewertet und

erhalten entsprechend ihrer Gewichtung einen Punktwert. Aus den Einzel-
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Stufe Stufenbeschreibung Wertzahlen

I Keine zusätzlichen Anforderungen
durch dienstliche Beziehungen

0

2 Zusätzliche Anforderunge f, , z. B. durch
Kontakte, bei denen erläuterungs-
bedärftige Sachverhal te zu erklären
sind

a)4
b) 1t

3 Hohe Anforderungef,,z. B. durch
Kontakte, bei denen durch werbende
oder verteidigende Darlegungen andere
in neuen oder streitigen Angelegenheiten
zu überueugen sind

a) 19

b) 28

4 Sehr hohe Anforderungefr,z. B. durch
Kontakte, bei denen scharfe Gegensätze
auspugleichen sin{ und über streitige
Forderungen eine Einigung herb euu-
ffihren ist.

a) 39

b) so

bewertungen wird ein Gesamtwert ftir die Tätigkeit gebildet. Die Mindest-
punktzahl beträgt 80, die Höchstpunktzahl lOm (= 100 Vo). Da die
,,Dienstlichen Beziehungen" ztt 5 Vo angesetzt sind, beträgt die Höchst-
puttktzahl für diese Anforderungsart 50. Der Stufenverlauf ist linear
(2.8. für die Anforderungsart ,,Erfatrrung"i 0, 25,50,75, 100) oder aber,
wie in der o. a. Stufenbeschreibung dargestellt, progressiv. Soweit zwei
verschiedene Zahlen (mit a) und b) gekenrzeichnet) angegeben sind,
verkörpern sie die geringere oder stärkere lntensität der Anforderung im
Rahmen der für die stufe geltenden Beschreibung.

Nach Siepmann (7) wird bei der Unterteilung der einzelnen Anfor-
derungsarten zwischen dem sogenannten Rangreihenverfatrren und
d em s tu fe nwe rtzahlenve rfahre n un te rschie de n :

Rangrefüenverfatrren
Ftir jede fuiforderungsart wird eine Rangreihe gebildet, auf der
einzelne Rangplätze unterschieden werden können, in der Regel
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4.2

durch Ziffern gekennzeichnet (2.8. von 0 bis 100 in Ser-Abständen,

also eine Rangreihe 0,5, 10, 15 ... 100).

Diese Rangpllätze werden durch Richtbeispiele (eweils mehrere

Kurzbezeictnungen von bestimmten Stellen, die in Anlagen au§'

fütrrlich beschrieben sind) hinsichtlich ihres Wertes erläutert. Die

örtlich zv bewertenden Tätigkeiten werden in jeder Rangreihe

nach fürem Anforderungsgrad mit den Richtbeispielen verglichen

und d en e n tsp re che nden Rangplätzen zugeo rdnet .

Stufe nw ertzahlve rfatue n
Während beim Rangreihenverfahren für jede Anforderungsart bis zu

50 nicht näher beschriebene Rangplätze unterschieden werden kön-

nen, werden beim Stufenwertzahlverfahren fiir jede Anforderungs-

afi verbal beschriebene Stufen vorgegeben, die die jeweilige Aus-

prägung der Anforderung kennzeichnen und denen ein Punktwert

zugeordnet ist. Die Zuordnung der Tätigkeiten einer Stelle zu den

einzelnen Stufen erfolgt im Wege des abwägenden Vergleichens

der Anforderungen einer Stelle mit den verbalen Stufendefinitio-

nen (Subsumtion von Tätigkeiten unter die einzelnen Stufen.)

Vom Arbeitskreis wird darauf hingewiesen, daß den einzelnen Verwal-

tungen die Möglichkeit offengehalten werden muß, innerhalb der vorge-

gebenen Anforderungsgruppen und unter Wahrung der maßgeblichen

Bewertungsgrundsätze einzelne Anforderungsarten den konkreten Gege-

benheiten anzupassen und aufzufächern. Um aber die Vergleichbarkeit

der Bewertungen zwischen den verschiedenen Venvaltungen zu erhdten,
sollte das Bewertungsgefüge nicht angetastet werden.

Von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle fiir Venvaltungsvereinfachung

(KGSt) ist ein analytisches DPBew-Verfahren entwickelt worden, dessen

Anforderungsmerkmale sich auch auf die Anforderungsfelder ,,Fachkön-

nen, Belastung, Verantwortung und Arbeitsbedingungen" des Genfer

Schemas zurückführen lassen.

Das Kcst-Modell unterscheidet folgende Bewertungsmerkmale :

I . Belastung durch die Art des Arbeitsgebietes und der Tätigkeit.

Hierzu wird unterteilt in ,,Breite des Arbeitsgebietes", wobei der

Umfang der Kenntnisse, die zvr Wahrnehmung des Arbeitsgebietes

notwendig sind, ausschlaggebend ist, und in ,/.rt der Tätigkeit",

wobei die Verschiedenartigkeit der Vorgänge, die zu bearbeiten sind,

von Bedeutung ist.
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2. Verantwortung.

Dieses Bewertungsmerkmal gliedert sich in

Stellung im organisatorischen Zusammenhang
Selbständigkeit bei der Arbeitsausführung
Reichweite des Handelns einschließlich der Verantwortung
ftir Menschen
Verbindlichkeit von Entscheidungen
wirtschaftliche Verantwortung .

Die ,,Stellung im organisatorischen Zusammenhang" ist dadurch
geprägt, ob die Tätigkeit übenuiegend ausftihrender, vorbereitender,
entscheidender oder leitender Art ist. Dabei geht die Weisungsbefug-

nis gegenüber Mitarbeitern in die Bewertung ein.

Die ,,Selbständigkeit bei der Arbeitsausfiihrung" ist die nicht durch
Vorschriften oder Dienstanweisungen eingeengte Handlungsfreiheit
bei der Erledigung der Arbeiten. In ihrem Rahmen hat der DP-In-
haber eigene Entschließungen hinsichtlich Sachentscheidungen,
Arbeitsablauf und Arbeitsmetho de zv treffen.

Bei der ,,Reichweite des Handelns einschließlich der Verantwortung
frir Menschen" wird zwischen dem Handeln im Außen- wie im Innen-
verhältnis und der Aufsichtspflicht gegenüber Bediensteten unter-
schieden.

Die ,,Verbindlichkeit von Entscheidungen" beinhaltet die Frage, ob
der DP-Inhaber abschließend zeichnungsberechtigt oder sonst nach
außen selbständig und verbindlich fiir die Dienststelle zu handeln
berechtigt ist.

Die ,,Wirtschaftliche Verantwortung" ist dann zu bewerten, wenn
der DP eine das normale Maß erheblich übersteigende unmittelbare
Verantwortung ftir Betriebswerte erfordert.

Dienstliche Beziehungen zu Dritten.

Bei den ,pienstlichen Beziehungen zu Dritten" ist daruulegen, in
welchem Umfang Ve rhandlungsge schick und lJb erzeugungsve rmö gen

bei Verhandlungen, Besprechungen oder Auseinanderse tzungen
vorauszusetzen sind.

Berufliche Sachkunde.

Diese Anforderung umfaßt die Vor- und Ausbildung sowie die Be-
rufserfahrung.

3.

4.
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5. Erschwernisse, Sonderanforderungen.

Hierunter werden,,Gesundheitliche Belastung" und,,sonderanfor-
derungen" subsumiert. Eine gesundheitliche Belastung oder Gefähr'

dung ist dann typisch, wenn sie das normale Maß erheblich überstei-

gen oder nicht durch Zulagen oder dergleichen abgegolten werden.

Die Sonderanforderungen beinhalten z.B. die geschäftsordnungs-

mäßige Vertretung eines Vorgesetztenin dessen gesamten Aufgaben'

gebiet oder die Bearbeitung schwieriger Sonderaufgaben, die nicht

im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Tätigkeitsfeld stehen.

Den einzelnen Anforderungsmerkmalen werden Wertpunkte als zahlen-

mäßiger Ausdruck der dem System entsprechenden Wertstufen zugeord-

net. Die Summe der Wertpunkte aus den Merkmalen ergeben Wertfaktoren,
die Vergleiche zwischen verschiedenen DP ermöglichen.

Das Bewertungsmodell der KGSt ist, um die Anforderungen einer Viel-
zahl höchst unterschiedlicher Stellen bewerten zu können, notwendiger-
weise oberbegrifflich formuliert. Im Interesse einer möglichst einheitli-
chen Anwendung hat die KGSt ihr Modell durch Beispiele konkretisiert.

Mit den Systemen zvt analytischen DPBew haben sich inzwischen zahl-

reiche Kommissionen, Arbeitsgruppen oder -kreise auf Bundes- oder

Bund/Länderebene befaßt. Außerdem bestehen Erfahrungen in Länder-
und Bundesve nvaltungen sowie in Kommunalverw altungotr, die DPBew-Ver-

fatrren pruktiziert haben oder noch praktizieren, z.B. die Länder Hessen

und Hamburg, die Bundespost, die Städte Mtinchen und Wuppertal.

Bei allen analytischen DPBew- Systemen kann von folgendem ausgegangen

werden:

dem Objekt, dem at beschreibenden ArbeitsplatzlDienstposten,
dem Maßstab, in Form von Bewertungskriterien und Wertpunkten

der Zuordnun g ru einem Entlohnungssystem.

Die Beschreibung des Arbeitsplatzes oder Dienstpostens ist relativ un-

problematisch, zumal der Geschäftsverteilungsplan als Grundlage zv

dienen hat. Sie ist nachvollziehbar und überprüfbar. Sich auf allgemein

anerkannte Bewertungskriterien zu einigoo, ist schon weitaus schwieriger,

sollte m. E. - zumindest für Vennraltungszweige - aber noch lösbar sein.

Der Konflikt setzt eh, wenn es um die ,,Bewertung" und damit um die

Festlegung einer Rangfolge geht. Die Problematik wird umso größer,

je geringer der objektivierbare Anteil ist. Die Zuordnung ztt einem Ent-

lohnungssystem stößt auf Schwierigkeiten, da Entlohnungssysteme bei uns
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historisch gewachsen und rechtlich fixiert sind. Die Bewertung hat sich
letztlich diesem Tatbestand unterzuordnen und nicht umgekehrt, wie es
die Logik eigentlich erfordert.

Kritik

Die Kritik an der analytischen DPBew, insbesondere an fürer praktischen
Durchftihrung und an ihren Auswirkungen, ist vielf?iltig und umfangreich.

Der Wert eines DPs - so wird z.B. vermerkt - läßt sich zwar bestimmen,
nicht aber wissenschaftlich ergränden; hierflir sind gesellschaftliche Nor-
men und Werte entscheidend. Des weiteren wird die unterschiedliche
Interessenlage angefiihrt; der DP-Inhaber erhofft sich einer verbesserte
Einstufung, die Parlamente und Regierungen envarten Kontrollinstrumen-
te hinsichtlich der Wänsche auf Beförderung und höhere Planstellenzutei-
lung, die Gewerkschaften sehen - je nach Standpunkt - Gefahr für die
Tarifautonomie oder aber ein ,,Abdriften" in ein einheitliches Tarifrecht.

Andere Stimmen wiederum venveisen auf folgenden Mangel: die analy-
tischen DPBew-Systeme orientieren sich im allgemeinen an den Anforde-
rungen des DPs. Sie gehen von einer fiktiven Normalleistung aus. Personen-
gebundene Merkmale, die sich auf eine individuelle Leistung beziehen
(vgl. Punkt 2 zur Leistungsbewertung), bleiben außer Betracht. Anderer-
seits sollte eine leistungsgerechte Bezahlung aber Quantität und Qualität
der Tätigkeit berücksichtigen.

Eine analytische DPBew verursacht bereits bei der Einfiihrung Verwal-
tungsaufwand und damit Kosten. Der Verwaltungsaufwand entsteht da-
durch, daß Dienstpostenbeschreibungen angefertigt und ggf. fortgefiitrrt
werden mtissen. Soweit nicht Organisations- und Geschäftsverteilungs-
pläne vorhanden sind, wird die Bewertung erschwert. Eine Bewertungs-
kommission ist sinnvollenveise einzurichten, das System der analytischen
DPBew ist in Vorschriften zu reglementieren. Wird die analytische DPBew
konsequent weitergeführt, so ist eine ständige ,!flege und Wartung.. des
Systems notwendig.

Die Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts
hat 1972 den erforderlichen Aufüvand fiir die Einfiihrung des Systems auf
50 bis 60 Mio. DM geschätzt. Abgesehen von den Kosten wird verschie-
dentlich beflirchtet, daß ein ausgefeiltes DPBew-Verfahren und seine
Festschreibung in der Venvaltung einen weiteren Schritt zur Btirokrati-
Sierung bedeuten wi.irde.

Die systeminrmanenten Schwierigkeiten beginnen bei der Schaffung
eines Schemas, das in der öffentlichen Verwaltung mit einer Vielzahl
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unterschiedlicher Funktionen universell angewendet werden soll- Dies

hat zgr Folge, daß die Bewertungskriterien möglichst abstrakt gehalten

werden mtissen, die dann allerdings der Interpretation , z-8. durch Richt-

beispiele, bedtirfen. Kritiker bezweifeln, daß es sich bei noch so klarer

und präziser Fassung der Begriffsmerkmale verneiden lasse, die Merkmale

unterschiedlich auszulegen. Überhaupt sollten nur Verfahren zum Einsatz

kommen, die auf spezielle Venualtungszweige beschränkt sind und somit

von einer einheitlichen Aufgabenstellung in einem bestimmten Bereich aus-

gehen.

Ein weiteres Problem der Bewertung tritt dann auf, wenn in bestimmten

Bereichen, z.B. auf dem Gebiet der automatischen Datenverarbeituog,

das Angebot an Arbeitskräften knapp ist. Diese (arbeitsmarktpolitische)

Situation kann in einem Bewertungsverfahren nicht berücksichtigt werden;

allenfalls könnte man hier dem Bedarf durch Zahlung v.on Zulagen nach'

kommen.

Die Bedenken, die zu den einzelnen Bewertungsmerkmalen geäußert wer-

den, seien kurz angedeutet:

die ,,Grundkenntnisse" gehen mit einem Anteil von etwa einem

Drittel in die Bewertung ein; sie haben damit ein deutliches Überge'

wicht gegenüber den anderen Kriterien. Dies erscheint einigen

Kritikern ats tlberbewertung der Eingangsqualifikation, die auf

Abschlüsse im Bildungssystem abhebt, an die wiederum gewisse

Vermutungen über Qualifikation, Fähigkeiten, Kenntnisse und

Fertigkeiten geknüPft werden,

stellt das Kriterium ,,Erfahrung" zu sehr auf die Zeitdauer äb, so

läuft man Gefahr, auch Betriebsblindheit und Seniorität mitzube'

werten,

,,Denktätigkeit" läßt sich zwar bei manuellen und gleichförmig

geistigen Tätigkeiten bewerten, ein schöpferisch'kreatives Tätig-

werdin kann durch eine analytische DPBew kaum erfaßt werden,

der Verantwortungsbegriff kann mit unterschiedlichen Inhalten

verwendet werden , z.B. Vollzugsverantwortung, Gestaltungs' und

En t sc he idungsve rantw o rtung, F tihrun gsve rantw o rtun g,

bei der ,,Verantwortung fiir Mitarbeiter" stellt sich die Frage, ob z-8.

beim Amtsleiter oder beim Abteilungsleiter alle Mitarbeiter des

Amtes bzw. der Abteilung in die Bewertung Eingang finden sollten,

die Bewertung des Kriteriulns,,Verbindlichkeit von Entscheidungen"

könnte davon abhängen, inwieweit das Zeicltnungsrecht delegiert

worden ist.
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Der Leser mag bei soviel negativer Kritik den Eindruck gewinnen, daß die
Nachteile einer analytischen DPBew gegenüber einer summarischen erheb-
lich überwiegen. (Verschiedentlich wird erst in der Verbindung beider
Methoden eine interessante Ergänzung gesehen.)

Zunächst einmal muß dazu bemerkt werden, daß eine Reihe der erwähnten
Bedenken auch auf die summarische DPBew zutreffen könnten. Darüber
hinaus sollte man sich bewußt machen, daß die Unzufriedenheit, die bei
der summarischen Bewertung latent vorhanden ist, gerade in dem Augen-
blick artikuliert wird, in dem Kriterien und Vorgehensweise beim analy-
tischen Verfatrren offengelegt und begrtindet werden . Zuweilen ist des-

wegen die saloppe Formulierung ^t hören, daß beide Methoden nicht
befriedigten, die summarische jedoch das noch weniger befriedigende Ver-
fafuen sei.

Um den Vorwurf einer einseitigen Darstellung zu entkräften, wird'in der
Folge über einige Argumente der Befürworter einer analytischen DPBew
berichtet.

Im Bericht des Arbeitskreises Dienstpostenbewertung der Studienkommis-
sion flir die Reform des öffentlichen Dienstrechts heißt es:

,,Wir sind einhellig der Auffassung, daß nur eine analytische Bewertung
den Ansprüchen gerecht werden kann, die an eine Bewertungsordnung fiir
den öffentlichen Dienst zu stellen sind. Der mit einer analytischen Bewer-
tung verbundene zeitliche und finanzielle Aufwand erscheint im Flinblick
auf das angestreb te Ziel, im öffentlichen Dienst endlich eine anforderungs-
gerechte Bezahlung durchzusetzen, vertretbar. Zvdem ist zu berücksichti-
80tr, daß die Ergebnisse der Arbeitsanalyse, die den größten Teil des Auf-
wandes verursachen, ffir Zwecke der Arbeitsorganisation, des Ausbildungs-
wesens, der Personalwirtschaft und der Personalfiihrung notwendig sind."

In der Begrtindung wird anerkannt, daß die summarische Bewertung zwar
einfach zu handhaben und relativ rasch durchführbar sei. Da sie sich aber
darauf beschränke, die Arbeitsschwierigkeit in ihrer Gesamtheit einzu-
schätzen, berge sie die Gefahr von Fehlbewertungen in sich; bei der pau-
schalen Beurteilung könne der Einfluß der einzelnen Schwierigkeitsmerk-
male auf den Wert einer Tätigkeit über- oder unterschätzt oder gar über-
sehen werden. Außerdem entziehe sie sich weitgehend einer Vergleichbar-
keit ihrer Ergebnisse vom Grunde her. In Anbetracht der sehr großen ZaIfl
sowie der eminenten Verschiedenartigkeit der im öffentlichen Dienst zu
bewertenden Dienstposten und der dadurch bedingten Vielzahl von Be-
wertern dtirften globale Betrachtungen der Schwierigkeitsgra d,e zu außer-
ordentlich abweichenden Ergebnissen führen. Notwendig sei also ein
System, das
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differe rwierte Maßstäbe enthalte, die von allen Bewertern einheitlich

gehandhabt werden könnten,

analysierende Vergleiche ermögliche, uffi nrbjektive Einflüsse weit-

gehend auszuschalten-

Diese Bedingungen erfülle allein die analytische Bewertungsmethode.

Die Mehrheit der Mitglieder der Studienkommission sctrlägt deshalb auch

vor, die Wertigkeit der Funktionen mit Hilfe einer analytischen Funktions-

bewertung zu ermitteln .

Becker berichtet in (8) davoo, daß Hamburg I 966 ein analytisches Bewer-

tungssystem eingefiihrt hat und es seitdem anwendet. Seinen Erfahrungen

dürfte besonderes Gewicht ztrkommen, da bis zum Zeitpunkt des Beitrages

im Jatrre 1977 bereits 12 000 Beamtendienstposten bewertet worden sind.

Becker schreibt hierzu: ,Jn Hanrburg sind die mit der Einfiihrung des

Die n stposte nb ew ertungsyste ms ve rbunde nen Ziele e rre icht wo rd en :

Die tlbersicht über die Personalverteilung und den Personaleinsatz

ist verbessert worden.

Es ist eine systematische Grundlage fiir eine funktionsgerechte

Bezahlung gesichert worden.

Die Beförderungen sind an die ubernahme höherwertiger Funk-

tionen gebunden; dadurch sind Leistur.gsanreize geschaffen worden.

Die Zuordnung der Dienstposten zu den einzelnen Besoldungsgrup-

pen ftir die Beamten ist durchsichtiger und überschaubarer geworden.

Gegenüber der öffentlichkeit kann durch die Anwendung einer

operablen Methode der Nachweis gefiihrt werden, daß in der öffent-

lichen Verwaltung das Leistungspinzip gilt."

Für den Autor kann ein bundesueit geltendes System nicht in gleicher

Weise organisatorisch gesichert werden. Gleichwohl ist es für ihn denkbar,

etwa durch

eine grtindliche Schulung der Bewerter,

ein Netz von RichtbeisPielen und

verbindliche Interpretationstrinweise der abstrakt zv haltenden

Kriterien

eine gteichmäßige Bewertungspraxis in allen Bereichen des öffentlichen

Dienstes zu gewährleisten.

Zum Abschluß dieses Kapitels mögen zwei willkürlich ausgewählte

Zitate die Situation noch einmal kurz beleuchten.
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Dammann stellt in (9) unter dem Kapitel ,Sedingungen der Interessen-
vertretung" mehrere Thesen zusaflrmen. Eine davon lautet:
,,Die analytische Arbeitsplatzbewertung liefert die technische Schein-
begrtindung fiir statusdefinierende kulturelle Traditionen mit offenbar
hohem funktionalem Stellenwert und dient damit der Erhaltung der
Legitimität des vorhandenen Schichtungs- und Klassensystems...

Von Hammerstein schließt seinen Beitrag in (6) mit den Worten:
,,Wenn funktionsbezogene Bezahlung nicht eine wirkungslose Beschwö-
rungsformel, sondern ein reales politisches Ziel bleiben soll, dann müssen
die Entwicklungsarbeiten für ein System der Arbeitsplatzbewertung im
öffenflichen Dienst mit Nachdruck vorangetrieben werden, wie dies
zut Zeit geschieht. Denn eine Alternative ftir das Zielder funktionsgerech-
ten Bezahlung ist weder in Sicht noch erstrebenswert...

Zuordnung zur Besoldung

Die analytische DPBew sollte an das vorgegebene Besoldungssystem an-
knüpfen. Ein solches System kann sich nur dann politisch durchsetzen,
wenn die bisher erreichten finanziellen Standards gehalten und in abseh-
barer Zukunft gewährleistet werden. Die Anknüpfung ist jedoch wegen der
Abstraktheit der Amter und der Besoldungsentwicklung eine unsichere
Ausgangsbasis. Die rechtlichen Schwierigkeiten bei der Institutionalisie-
rung der DPBew sind unter Punkt 3 angedeutet worden.

Zum Rechtscharakter der DPBew hat der Senat der Freien und
Hansestadt Hamburg im Schreiben vom 9. 10. lg78 mitgeteilt:
,,Das Bundesverwaltungsgericht hat in diesem Urteil vom 10.8 .1978
die materielle Begrtindetheit der Klage eines Beamten gegen die
Bewertung seines Dienstpostens duch fiir den Fall einer nicht richt-
liniengemäßen Durchftihrung des Verfahrens verneint. Das in Ham-
burB durchgefiihrte Verfahren sei objektiv auf den Dienstposten be-
zogen und habe generell und seinem Wesen nach keinerlei rechtlich
faßbaren Bezug zu dem jeweiligen stelleninhaber.

Das Urteil bestätigt die bereits in der Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichtes vom 8. 12. 1972 erkennbare Tendenz, eine
Rechtsverletzung der Dienstposteninhaber generell fiir nur denkbar,
praktisch im Einzelfall nicht fiir gegeben zv halten... Vgl. auch
BVenvGer. (Urteil vom 10. 8 . lg78 - 2 C 20.75) DöV 1p.7ä, S. 5g.

Eine rein objektive, vom menschlichen Ermessen freie Wertermittlung
ist zudem nicht möglich. Amterbewertungsmaßstäbe können somit allen-
falls Entscheidungshilfen für den GesetzgrUrr sein; die Einstufung bleibt
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seine Wertentscheidung. In diese gehen nattirlich auch politische Aspekte

ein, die sich durch ein bestimmtes System nicht erfassen lassen.

Jegliche externe Vorgaben bei einer Bewertung bilden Randbedingungen,

die die Freiheitsgrade einer DPBew einschränken. Dies können Vorgaben

in Form von Regelbeförderungen,Zulagen oder aber auch S t e I I e n -

o b e r g r e n z e n sein.,pienstpostenbewertungund Obergrenzen

verhalten sich wie Feuer und Wasser" oder weniger plakativ ausgedrückt:

analytische Bewertungssysteme und Obergr etrzen widersprechen sich

prinzipiell.

Die Obergre trzemegelung (§ 26 BBesG) ist Bestandteil des Bewertungs-

rahmens des Bundesbesoldungsgesetzgebers. Bei der Umsetzung der Er-

gebnisse der DPBew sind die Obergretvenregelungen zu berücksichtigen.

In der Bundestagsdrucksache 512635 vom 5. 3. 1968 heißt es hiezu:

,,Sinn und Zweck der letztin § 5 Abs.5 BBesG (alte Fassung) verankerten

Obergrenzen ist 0s, durchschnittliche Richtwerte afizugeben, bei deren

überschreitung der vom Besoldungsgesetzgeber für die Besoldungsstruktur

aufgestellte Rahmen bei der Bewertung und Zuteilung von Dienstposten

zu den Besoldungsgruppen verlassen wird. Der hiermit aufgestellte Ratrmen

kann nur nach Maßgabe sachgerechter Bewertung ausgefiillt werden."

Die analytische DPBew hat sich grundsätzlich - wie beschrieben - nach

den Aufgaben zu richten. Dies könnte zur Folge haben, daß etliche DP

höher bewertet werden, als Planstellen in der entsprechenden Besoldungs-

gruppe vorhanden sind, so daß nicht allen DP entsprechende Planstellen

zugeordnet werden können. Damit käme es zu einer Diskrepafiz zwischen

DPBew und verfügbaren Planstellen -

Da die Anwendung des analytischen Verfahrens unter diesem Aspekt

auf erhebliche praktische Schwierigkeiten stößt, wird verschiedentlich auf-

grund der ermittelten Wertpunkte innerhalb der einzelnen Laufbahn'

gruppen nur eine Rangfolge der vorhandenen DP aufgestellt. Die Zuord'

nung zu den einzelnen Amtern wird sodann nach Maßgabe der Obergren-

zen vorgenornmen. Sind z.B. 100 DP des gehobenen Dienstes in den

Besoldungsgruppen A I 1 bis A 13 vorhanden, so wäre eine Rangfolge

I bis 100 aufzustellen. Die Positionen I bis 30 entsprächen einem Amt

der Besoldungsgruppe A 13, die Positionen 3l bis 7 5 einem Amt der

Besoldungsgruppe A 12, die restliche n 25 DP einem Amt der Besoldungs-

gruppe A I 1.

Voraussetzung bei der Bewertung aller in Frage kommenden DP nach ana-

lytischen Verfahren wären allgemeingtittige und anerkannte Anforderungs-

arten und ein einheitlicher Maßstab. Geht man von der Annatrme aus,

daß dies nicht mögtich ist, so hätte bei einer DPBew z.'8. der Rang 17 in
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der Venvaltung A eine n ganz anderen Stellenwert als der Rang 17 in der
Verwaltung B.

Da die Obergrenzenregelung ftir die den obersten Landesbehörden nachge-
ordneten Landesbehörden und nicht etwa fiir die einzelnen Behörden gilt,
stößt der Aufirand bei der analytischen Methode auf erhebliche praktische
Schwierigkeiten. Das analytische Verfahren mi,ißte demnach auf die Berei-
che beschränkt bleiben, für die unmittelbar Obergrenzen festgelegt sind,
z.B. für die obersten Landesbehörden.

Es bleibt festzutralten, daß auf Grund der analytischen DPBew ein Anrecht
auf die Verleihung eines bestimmten Amtes nicht besteht.

Neuere Entwicklungen

In dem Bemtihen, die DPBew zu konkretisieren, ist das unter 4.1 beschrie-
bene Modell mit dem Ziel konzipiert worden, Funktionen zu bewerten.
Der genannte Arbeitskreis hat sein Modell an Hand von Bewertungsbei-
spielen aus verschiedenen Verwaltungen überprüft und fortentwickelt
(vgl. hieruu auch Bundestags-Drucksache 716, zugeleitet mit Schreiben
des Bundesministers des Innern vom 6. 11 . 1972).

Zu einer gesetzhchen Festschreibung ist es nicht gekommen.

Der Bundestag hatte in seinem Beschluß vom 27 . 2. 197 5 die Bundesre-
gierung ersucht, ,,die Vorarbeiten für eine Amter- und Dienstpostenbe-
wertung mit Nachdruck fortzufiihren und damit bundeseinheitlich die
Grundlagen für eine funktionsorientierte Bezahlung der Beamten . zu
schaffen." Die Berichtsaufforderung bezieht sich auf die Arbeiten zu den
sog. F u nkt i o n sz uw e i su n g sve ro r d nu n g e n,wobei der Be-
richt an die Ausfiihrungen in o. a. Bundestags-Drucksache anknüpft.

Summer weist in (10) darauf hin, daß die Funktionszuweisungs-
verordnungen nicht mit den Funktionsgruppenverordnungen zu
venilechseln sind. Funktionszuweisung ist die normative Verbin-
dung zwischen dem Amt im statusrechtlichen Sinne und dem Amt
im funktionellen Sinne durch Funktionszusätze in Gesetzesform
oder durch Rechtsverordnung. Funktionsgruppenregelungen sind
dagegen nur Sonderschlüsselregelungen fiir Aufgabenfelder in einer
Laufbatrn und führen die erstrebte normative Verbindung von
Amt im statusrechtlichen Sinne und Amt im funktionellen Sinne
nicht herbei.

Der geforderte ,*4,rbeitsbericht über die Vorarbeiten fiir eine Amter- und
Dienstpostenbewertung" ist der Bundestags-Drucksache 7 lS5 l0 vom
28. 6. 197 6 zu entnehmen.
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Einige Angaben hieraus in Kurzfassung:

Unter dem Vorsitz des Bundesinnenministers wird eine Bewertungskommis-

sion, der Vertreter der Bundesressorts und der Bundesländer angehören,

eingerichtet. Zur Vorbereitung von Funktionszuweisungwerordnungen

werden als Untergruppen mehrere Arbeitsgruppen gebildet, die sich mit

ausgewählten Verwaltungsbereichen, so z.B. auch mit der Vermessungsver-

waltung, befassen.

In einer Bestandsaufnahme werden von den Arbeitsgruppen alle wichtigen

Funktionen der jeweiligen Bereiche unter Angabe der Besoldungsgruppen

und Amtsbezeichnungen und die fi.ir die Bewertung der Funktionen

maßgeblichen Aufgaben und Tätigkeiten möglichst genau und notfalls

auch durch umfangreiche Beschreibungen erfaßt. Die aufgnmd der Abwei-

chungen in den eiruelnen,Ländern- soweit möglich - harmonisierten Ent'
würfe werden der Bewertungskommission zur Billigung vorgelegt.

tJber die Darstellung des Verfatrrens hinaus werden wichtige besoldungs-

politische und besoldungsrechtliche Fragen angesprochen.

Es wird eine kostenneutrale Lösung fiir die Gesamtheit der Verordnungen

angestrebt. Verbesserungen für ernzelne Bereiche müßten dann durch

Verschlechterungen in anderen Bereichen kompensiert werden. Die

Funktionszuweisungen knüpfen an die vom Gesetzgeber festgelegte Besol-

dungsstruktur an. Die gesetzliche Ermächtigung läßt es daher nicht zu, daß

grundlegende Anderungen des Bewertungsgeftiges des Bundesbesoldungs-

gesetzes vorgenommen werden. tlber den rechtlichen Umfang der Funk-

tionszuweisungsverordnungen so wird in der genannten Bundestags-

Drucksache weiter ausgefütrrt - bestehen unterschiedliche Auffassungen.

Einerseits wird die Meinung vertreten, sie sollten den Haushaltsgesetzgeber

in Bund, Ländern und Gemeinden hinsichtlich der Planstellenbewertung

binden. Andererseits wird diese Bindungswirkung abgelehnt. Die Funk-

tionszuweisungsverordnungen sollen des weiteren innerhalb der Stellen-

obergre nzen eine differe rzierte und sachgerechte Zuweisung der Funk-

tionen vornehmen.

Hinsichtlich der DPBew wird berichtet, daß die Funktionszuweisungsver-

ordnungen auf der Grundlage summarischer Verfahren vorbereitet werden.

An anderer Stelle wird die Auffassung vertreten, daß, soweit in einzelnen

Bereichen bereits eine einheitliche analytische DPBew praktiziert werde,

ihr der Vorrang vor einer Zuweisung von Funktionen gebiihre.

Die Arbeiten zv den Funktionszuweizungwerordnungen sind teilweise

auf heftige Kritik gestoßen.

Abgesehen von den rechtlichen Schwierigkeiten wird befürchtet, daß

Funktionszuweisungen, die auf der Grundlage suilrmarischer Bewertungen

42



aufgebaut sind, ftir Dienstgeber, die ein analytisches DPBews-system an-
wenden, einen Rückschritt bedeuten wärdb. Der Erlaß der Verordnungen
werde zudem durch die Vorgabe der Kostenneutralität und die Beibe-
haltung der Stellenobergrenzen erheblich erschwert. Zum Teil wird vor-
geschlagen, zunächst erst einmal die notwendigen einheitlichen Grundlagen
zur Bewertung der Funktionen zu schaffen, bevor Funktionen den Amtern
zugewiesen werden.

Die Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsvenvaltungen der Länder
der Bundesrepublik Deutschland (AdV) hat an dem Vorentwurf
einer Funktionszuweizungsverordnung für die Vermessungsverwal-
tungen mitgewirkt. sie hat dabei festgestellt, daß es bedingt
durch den föderalistischen Aufbau des amtlichen Vermessungs-
wesens schwierig si, z.B. bei der Abgrenzwg zwischen einer
besonders bedeutenden und einer normalen Vermessungsbehörde
geeignete, fiir alle Behörden anwendbare Kriterien zu finden.

tJber den Fortgang der Arbeiten an den Funktionszuweisungen ist in
Bundestags-Drucksache 8/3008 vom 22. 6. lg7 9 nacluulesen:

,,Die Finanzministerkonfe rcnz hat sich in ihrer Sitzung vom I . Februar
1979 dem Grunde nach fih eine Venvirklichung der funktionsgerechten
Besoldung durch Funktionszuweisungen ausgesprochen. Wegen der Ausge-
staltung der Funktionszuweisungen und der zu wilhlenden Rechtsform
(Verordnung oder Gesetz) hat die Finanzministerko nferetu eine Bitte um
Prtifung an den Bundesminister des Innern gerichtet...

An anderer Stelle heißt es:

,,Es ist nicht beabsichtigt, alle Arbeitsplätze unterschiedlichen Arbeits-
inhalts analytisch zu bewerten. Es sollen zunächst nur in dem Entwurf
einer Funktionszuweisungsverordnung aufgenornmene Eck- und Orientie-
rungsfunktionen analytisch bewertet werden, soweit dies die Bewertungs-
kommission aus Grtinden der systematischen Absicherung der Funktions-
zuweisungen ftir erforderlich häIt...

Von den Funktionszuweisungsverordnungen zu unterscheiden ist die
Absicht der Bundesregierung, das Bezahlungssystem im öffentlichen
Dienst auf der Grundlage eines Systems der analytischen DpBew känftig
neu zu ordnen, wie dies in Ziffer 7 .2.3 des ,/,ktionsprogra6ms zutDienst-
rechtsreform" vom 19. 5 . 1976 utmAusdruck kommt.

Als weitere Aktivität im Bereich der Arbeit splatz-lDienstpostenbewertung
wäre die Entschließtrng des Innenausschusses des Deutschen Bundestages
vom 15' 3 ' 1978 zu nennen, in der die Bundesregierung u.a. aufgefordert
wird, die Entwicklung von Arbeitsplatzbewertungen und Beurteilungs-
verfatnen nachdrücklich voranzutreiben. Der Bundesminister des Innern
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hat darauftrin einen ,,Bericht über den Stand der Entwicklung und Erpro-

bung von Instrumenten der Personalsteuerung" - Stand Mai 1979 - vor-

gelegt. Dem Bericht sind die Anlagebände A §eue Beurteilungsfonnen,

ErpioUung eines Systems Musterunterlagen -) und B (Systematische

Arb eitsplatzb ewertung, Entwurf eines Mo dells) b eige ftigt .

In dem ,,Jvlodell einer besoldungsrechtlichen Regelung zut Arbeitsplatz'

bewertung" ist u.a. ausgefiitrrt, daß

Gegenstand einer funktionsgerechten Bewertung der Arbeitsplat.a

mit der darauf zu erbingenden normalen Leistung unabhängtg vot'

der person des jeweiligen Arbeitsplatzinhabers ist (§ I Abs . ll),

Arbeitsp1atz im Sinne der Vorschrift eine Organisationseinheit ist,

in der ärtsgebundene oder ortsveränderliche Aufgaben zvr Erftillung

durch eine Person zusammengefaßt sind (§ 1 Abs. 2),

funktionsgerechte Bewertung darin besteht, Arbeitspldtze nach

Bewertungsmerkmalen zu untersuchen, miteinander zv vergleichen

und in eine Rangordnung zu bringen (§ 2)'

Im § 3 sind die Bewertungsmerkmale genannt, und zwar:

1. Schwierigkeitsgrad der Informationsverarbeitung,

2. Schwierigkeitsgrad der dienstlichen Beziehungen,

3. Grad der Selbständig[eit,
4. Grad der Verantwortung,

5. Grad des Kraftaufivands,

6. Grad der Vor- und Ausbildung,

7 . Grad der Erfahrung.

Die Bewertungsmerkmale, die in den folgenden Paragraphen erläutert sind,

werden in Bewertungsstufen unterteilt und diese wiederum durch typische

Arbeitsplätze (Richtbeispiele) verbindtich beschrieben. Die Bewertungsstu-

fen sind mit Stufenwertzahlen verbunden. Der Arbeitsplatzwert (§ 4)

ist die Summe der für einen Arbeitsplatz ermittelten Stufenw ertzalien;

er gbt den Standort des einzelnen Arbeitsplatzes in der Rangordnung

der Arbeitsplätze an.

Das von der zuständigen Arbeitsgruppe des Bundesinnenministeriums

entwickelte Modell - so die Aussage in der Bundestags-Drucksache 8/3008

vom 22.6.lg7g - soll erprobt und ggf. fortentwickelt werden-

DpBew in der Niedersächsischen Vermessungs- und trktastervenvaltung

Für die sachgerechte DPBew nach § g LBesG sind Inhalt, Umfang und

Bedeutung där mit dem DP verbundenen und durch den Organisations-
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und Geschäftsverteilungsplan festgelegten Aufgabengebiete maßgebend.
Die Obergrenzenregelungen sind dabei zn beachten. Bewertungskriterien
sind vor allem:

Art und Umfang der Tätigkeit
Schwierigkeitsgrad des Au fgabengebietes
Grundkenntnisse und Erfahrung
Maß der Entscheidungsbefugnis und der Verantwortung
Anzahl der nachgeordneten Mitarbeiter
Bedeutung des DPs im vergleichzu anderen Dp.

Bewertet wird auf der Grundlage eines summarischen Verfahrens, also
durch eine mehr pauschale Insgesamt-Einschätzung der einzelnen Merk-
male. Der dabei ermittelte Wert ist Grundlage ftir die Zuordnung zu den
Amtern im statusrechtlichen Sinn.

Wollte man die DP in der Vermessungs- und Katasterverwaltung nach
einem analytischen Verfahren bewerten, so könnte m. E. ein erster Schritt
wie folgt aussehen:

1. Festlegung von Anforderungsmerkmalen
2. Beschreibung der Anforderungsmerkmale
3. Gewichtung fiir Anforderungsmerkmale untereinander
4 - Beschreibung einer oder mehrerer Stufen für jedes Anforderungs-

merkmal
5. Zuordnung von Wertpunkten.

Das Anforderungsschema mißte von einer zu bildenden Bewertungskom-
mission erarbeitet werden, die anhand von DP-Beschreibungen zunächst
auch die Bewertungen durchfiihrt. Die Bewertungskommission sollte
sich aus Vertretern aller drei Stufen der Vermessungs- und Katasteryer-
waltung zusammensetzen, insbesondere sollten jeweils diejenigen Besol-
dungsgruppen vertreten sein, die von der Bewertung betroffen sind.

Als wesentliche Hilfe im Sinne einer gleichmäßigen Anwendung und einer
nachvollziehbaren Bewertung könnte eine Dokumentation und eine
systematische Sammlung der Ergebnisse angelegt werden. Schließlich
könnte es sich empfehlen, Quervergleiche anzustellen; d.h . z.B. den Dp
eines Sachgebietsleiters 12 eines Katasteramtes mit den anderen Sach-
gebietsleiter-DP des gleichen Amtes, aber auch mit den Dp der Sachge-
bietsleiter 12 anderer Katasterämte r zuvergleichen.

Die Bewertung der einzelnen DP innerhalb der Laufbahngruppen würd e zu
einer Rangfolge fiihren, die als Entscheidungshilfe bei der üofinung der
DP dienen könnte.
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Schlußbetrachtung

Die DpBew wird vielfach als ein Instrument angesehen, mit dem Organi-

sations- und personalstrukturen in der Venvaltung nach Leistungsgesichts-

punkten verändert werden können. Ein wesentliches Zielbesteht aber auch

äarin, durch eine funktionsgerechte Bezahlung die Bediensteten nt lri-
stungwerhalten zv motivieren. Dabei wird die Frage oft übergangen, ob

denn mit einer funktionsgerechten Bezahlung der angestrebte Verhaltens-

effekt, nämlich erhöhtes Leistungsstreben sowie Zvfuiedenheit, auch

tatsächli ch zu erreichen ist.

Zunächst einmal wird es schwierig sein, exakt ztt definieren, wils unter

Leistung im Ra6men des Aufgabenvollzuges durch die öffentliche Venval-

tung zn verstehen ist. Als besonders problematisch dtirfte es sich dabei

eniveisen, den ökonomischen Begriff der Leistung auf den öffentlichen

Bereich zu übertragen. Denn hier werden in aller Regel Aufgaben watrrge-

nommen, die sich eben nicht marktmäßig organisieren und insoweit auch

nicht nach ökonomischen Maßstäben messen lassen. Die Ansätze in der

privatwirtschaft sollten aufmerksam registriort, das Problem der Üb etttag'

barkeit dabei jedoch nicht übersehen werden.

Während die wesentlichen unternehmerischen Ziele durch Gewinn-

maximierung, Behauptung am Markt etc. klar vorgegeben sind, uo-

terliegt die Zielbestimmung des öffentlichen Handelns erheblichen

Schwierigkeiten

Nach Kind/Koch/Schimanke (11) ist das Handeln in politisch-

administrativen Systemen bestimmt von der Bearbeitung von Teil-

ausschnitten der Venvaltungsumwelt. Aufgrund der Aufteilung in

Teilprogramme könnten dabei unterschiedliche, teilweise wider-

spruchliche Ziele verfolgt werden, die nur beschränkt aufeinander

abzustimmen wären. Als weiteres Problem tretehir:u.u, daß in diesem

Bereich zwar mit erklärten Zielen gearbeitet werde, 0s tatsächlich

aber von anderen Orientierungsmustern geprägt sei, wie Durchset-

zvfig, Machte rhaltung und c rwe ite rung, Anerkennung, Legitimation .

Die in diesem Prozeß enthaltenen Programme könnten im Ergebnis

ztt latenten Zielen und Funktionen führen, die mit den erklärten

Zielen nicht in ubereinstimmung stünden. Damit wtirde die Bewer-

tungsfr age d e r Handlungse rge b n isse zvsätzlich e rschw e rt .

Düchs schreibt in (5): ,,Iß übrigen scheint die analytische Arbeits-

bewertung in der Privatwirtschaft nur dort und insoweit auf größeres

Interesse zu stoßen, als sie nicht nur als Grundlage ftir die Gehalts-

findung dient, sondern in erster Linie fiir andere Probleme wie

personalplanung, Organisationsstruktur und dergleichen zu besseren

Lösungen verhilft."
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Bei der Festlegung von Kriterien ist deswegen eingehend zu prtifen, ob
tatsächlich gemessen wird, was man unter Leistung sinnvollerweise verste-
hen m<ichte. Nur den quantitativen output as aueingrittige Maxime des
kistungqprinzips zu sehen, birgt die Gefahr in sich, las verhältnis
zwischen Mensch und Arbeit unter technokratischen Gesichtqpunkten so
zu rationalisieren, daß die Motivation zur Leistung letztlich schaden
nimmt. Die zu bewertenden Tätigkeiten zu sehr ein- und abzugreraen,
hieße, Tendefizen zut überorganisation, standardisierung und Formali-
sierung vonchub zu leisten. Ein weiteres Mißrarständnis zur kistungs-
bemessung könnte darin bestehen, soziales Anpassungwerhalten an orga-
nisatorische Normen oder aber autoritäre Persönlichkeitszüge überzube-
werten.

Eine ganz andere Perspektive zum Leistungsbegriffzeigt sich auf,geht man
der Frage nach, welche Motive mit welchen Schlüsselreizen versehen sind.

Frederik Hezberg, schöpfer der Theorie von den ,,luotivatoren.. und den
,fl ygienefaktoren" (Faktoren, die im sinne der Hygiene etwas verhindem),
hat bei seinen umfangreichen untersuchungen festgestellt, daß echte
Befriedigung und Engagement meist im Zusammenhang mit dem Arbeits-
inhdt bestehen: interessanter Aufgabeninhalt, verantwortung, Einfluß,
Entfaltung von Fähigkeiten und Kiäften, Ipm- und Entwicklungsmög-
lichkeiten. unzufriedenheit hingegen entsteht vorwiegend durch die Nicht-
beachtung von Faktoren (Hygienefaktoren) wie Bezahlung, äußere fubeits-
bedingungen, sozialleistungen, bürokratische Abläufe. Die Behebung von
Mängeln in diesen Punkten vennag nur die unzufriedenheit zu verhindem
oder zu verringern, nicht aber längerfristig echte Befriedigung und.damit
engagiertes Leistungsverhalten auszulösen.

wird das verhältnis zwischen Bezahlung und Leistung unter diesem Aspekt
gesehen, erfährt die Bewertung von Dienstposten bzw. Arbeitsplätzen
eine ganz andere inhaltliche Dimension.
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Automatischer Datenfluß beim Nivellement
in der Niedersächsischen Landesvermessung

Von Dr.-Ing. Udo H e i n e k e

Einleitung

Mit Beginn der Meßperiode 1979 wurden inderNiedenächsischenlandewermessung
zur Erfassung der Beobachtungsdaten bei Nivellementsarbeiten erstmals mobile
Datenerfassungsgeräte @atenterminals) des Typs Micronic 445 standardmäßig ein-
gesetzt. Das Datenterminal besteht aus einem Microprozesor, einem Programmspei-
cher und einem Halbleitenpeicher für die Daten. über eine Tastatur können Meß-
werte und Daten, die zur Identifizierung und Klassifizierung der Messung dienen,
nach einem vorgegebenen Format eingespeist werden (elektronisches Feldbuch).
Mit Hilfe eines kleinen Programms sind darüber hinaus Benutzerfrihrung, Plausi-
bilitätskontrollen und die Berechnung des rohen Höhenunterschieds einer Niv-
Strecke möglich. Der Datenspeichertereich der dezeit eingesetzten Geräte umfaßt
48 000 7*ichen, er reicht für die während einer Arbeitswoche in einem Niv-Trupp
anfallende Datenmenge aus. Halbleiterspeicher benötigen zur Speicherung der Da-
ten eine ununterbrochene Stromzufuhr, so daß im Feldeinsatz des Datenterminals
die Datensicherheit von der Funktionsfiihigkeit der eingebauten Batterien abhängt.
In der Literatur werden daher zur Datensicherheit dieser Geräte Bedenken ge-

äußert (Conz 1979). Die bisherigen Erfahrungen - es wurden bis zum jetzigenZeit-
punkt die Einzeldaten ron über 3000 Niv-Strecken registriert - haben diese Be-
fürchtungen jedoch nicht bestätigt; die Geräte haben sich vietmehr auch vom Stand-
punkt der Datensicherheit bewährt. Über technische Details und den Feldeinsatz
der Datenterminals ist bereits ausfü,hrlich berichtet worden (2. B. schulze 1978,
Geßler 1979). üe im speicher des Datenterminals geqpeicherten Informationen
können im Direktansclrluß auf eine Rechenanlage übertragen werden. Damit be-
ginnt der Abschnitt der weiteren Auswertung der Nivellementsdaten, der hier in
seinen Möglichkeiten und Problemen diskutiert werden soll. Es wird ferner ein
verfahrensreg beschrieben, der in der Niedersächsischen Landewermessung erfolg-
reich erprobt wurde.

Anfordenrngen an ein Auswertesystem

Die speicherung der Meßdaten in einem Datenterminal, welches zu einer Rechen-
anlage anschlußkompatibel ist, eröffnet entmals die Möglichkeit, Niv-Daten von
ihrer Entstehung über die Reduktion und Ausgleichung bis zur Erstellung der Niv-
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Punktdatei einer lückenlosen automatischen Verarbeitung zuzuführen und die zu-

sätzlichen aufirendigen und fehleranfiilligen Aufstell- und Erfassungsarbeiten

einzusparen.

tn die Gestaltung eines solchen Auswerteqystems sind - im Sinne einer Grobkon-

zeption - folgende Aufgabenbereiche einzubeziehen:

Übemehmen der Daten aus dem Datenterminal in einen Rechner,

Prüfen der Daten auf Eingabe-, Datenübertragungs- und grobe Meßfehler

@ausib ilitätsp rüfungen),

Ausdrucken eines für den Benutzer übersichtlich gestalteten Protokolls zur

Überprüfung der Daten (Feldbuch),

Korrigieren, Ergänzen, Sortieren und Selektieren der Daten,

Zusammenfassen der Hin- und Rtickmeszungen, statistische Analyse der

Widenprüche,

Anbringen von Reduktionen (Lattenmaßstab, Gezeiten- und orthometrische

Korrektion),

Berechnen der Schleifenschlußfehler,

Ausgleichung von Niv-Netzen mit der Möglichkeit:

die Daten unsortiert einzugeben,

Netzteile und Netzzusammenschlüsse zu bearbeiten,
zwischen freier Netzausgleichung und Ausgleichung mit Anschluß-
punkten zu wählen,
Gewichtsansätze für Beobachtungen und Ansclrlußpunkte vorzugeben,

Genauigkeits- und Zurarlässigkeitsmaße fiir ausgewählte Größen zu

berechnen,

Erstellen von Ergebnisdateien für weitere Ausrvertungen (Säkulare Höhen'

änderungen, Netzbilder),

Kompatibilität zu übergeordneten Datenverwaltungs§ystemen der Auto-

matisierten Liegenschaftskarte (ALK).

Hinzu treten Aspekte aus dem DV-technischen und organisatorischen Bereich:

Watrl des Rechners, zu dem der Anschluß der Datenterminals realisiert werden

soll (Berücksichtigung von Kompatibilitätsfragen, Anschlußkosten und der

Auslastung der vorhandenen Rechenanlagen),

Gliederung des Programmpaketes in für sich ablauffähige Programmteile,

Gliederung, Aufbau und Verwaltung der Dateien,
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Einspeisung zusätzhche r Erstd a ten (2. B . Ko ordinaten, Niv- Me ssungen),

Aufgabenverteilung unter den Mitarbeitern .

Beschreibung eines Programmsystems

Aufgrund dieser - hier nur grob skizzierten - fachlichen und DV-technischen
Anforderungen wurde ein Programmablaufplan entellt (Abb. l), wobei Erfahnrn-
gen aus Produktionstests, insbesondere über Fehlerhäufigkeiten und Benutzer-
wünsche berücksichtigt sind: In Anhalt an diesenAblaufplanisteinprogrammsystem
in FORTRAN IV bzw. ASSEMBLER entstanden, das eine durchgängige automa-
tische Verarbeitung der Niv-Daten gestattet. Das System ist bereits erfolgreich ein-
gesetzt worden. Es ist jedoch lediglich als eine Zwischenlösung anzusehen. Sie soll
einmals dazu beitragen, die im zuge der fubeiten zum Deutschen Haupthöhennetz
in nächster zeit anfalTenden Datenmengen bis zur Realisienrng eines Gesamtaus-
wertesystems Grundlagenvermessung im Rahmen der,,Geodätischen Berechnun-
gen" zu bewäiltigen. Zum anderen können auf diese weise wertvolle Erfahrungen
für die Konzipierung dieser Programmerweiterung gewonnen werden. Im folgenden
soll dieses Programmsystem in verbindung mit der Erläutenrng des Ablaufplanes
beschrieben werden.

Das Programm wurde auf der Rechenanlage pDpl U4s (80 KB) installiert. Die
Entscheidung fiel zugunsten dieses Prozeßrechners, da er von den übertragungs-
eigenschaften des Datenterminals Micronic her die geringsten probleme aufivarf.
Der Progammablauf ist so konzipiert, daß er vom Benutzer in Form von Dialog-
kommandos am Datensichtgerät (A) gesteuert werden kann (siehe Abb. l). Dane-
ben ist aber auch in den einzelnen Programmteilen ein automatischer Ablauf nach
fest vorgegebenem Schema möglich.

Am Beginn steht ein Programm zur übergabe der Daten vom Datenterminal an die
Rechenanlage (1). Das hierfiir in der pDpll-Assemblersprache geschriebene pro-
gramm MIC (10 KB) kopiert die Daten auf eine Datei (Magretplatte oder Mag-
netband). Die Ausgabe auf einen schnelldnrcker ist ebenfalls möglich, um im
Bedarfsfall übertragungsfehler lokalisieren zu können. Da das Datenterminal
keine tlbertragungsunterbrechungen zuläißt und auf übertragungsfehler nicht rea-
giert, mußten prograrnmseitig entsprechende vorkehrungen zi Anzeige solcher
Fehler getroffen werden. Das Terminal wird direkt an die Anlage angeschlossen.
Die Fernübertragung der Daten mittels Telefonleitung, Akustik-koppler und Mo-
dem ist technisch möglich. Die voraussetzungen erscheinen je doch z.'i.- aufgrund
der genannten Übertragungseigenschaften des Terminals rnä du, bekannten Felrler-
anfülligkeit dieser übertragungsart - noch nicht sehr günstig.

Für die übertragung der Daten einer ,,wochenproduktion.. eines Niv-Trupps
werden etwa 5 bis 7 Minuten benötigt (Baud_Rate: i200).
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Einlesen der Daten
Kopieren auf Platte

Pl ausibil itätsprüfungen,
Entschlüseln, Sichern,
Ausgabe eines Protokolls

Erstellen der Datei der
rohen Höhenunterschiede
der Niv- Strecken

Reduktionen:

- Lattenmaßstab,
Gezeitenkorrektionen

Transform.
in G. K. Koord.,
Transf. in googr.K.

Zusammenfassen der Wieder'
holu ngsmessu ngen, Prüfen auf
Einhalten der Fehlergrenzen,
statistische Analyse

Ausgleichung (frei oder mit 7

Zwarqsanschluß):

- Selektion der Daten

- Bestimmen der KnotenPkte

- Berechnen der Schleifen'
widersprtiche

- Berechnen von Näherungs'
höhen und orth. Korr.

- Augleichung nach vermitt. B.

- Berechnen der Zwischenpkte

- Ausgabe der Ergebnisse:
Verzeichnis der Linien,
Punkte, Genau igkeitsmaße

- Erstellen von Ausgabebändern

Fortführung der Niv. P. Datei
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Im nächsten Programmabschnitt (2) werden die Daten entschlüsselt, Höhenunter-
schiede und mittlere Fehler (aus den lvidenprüchen des Doppelnivellements) be-
rechnet und in einem vom Benutzer lesbaren Protokoll ausgedruckt. Es wird ein
Sicherungsband erstellt. Darüber hinaus werden hier Plausibilitätskontrollen durch-
geführt, mit denen Eingabefehler und nachträgliche veräinderungen im speicher
des Datenterminals (ein Fehler, der bisher einige wenige Male aufgetreten ist)
soweit wie möglich aufgedeckt werden sollen. Das Protokoll wird an den Niv-Trupp-
füluer zur Überprtifung geleitet. Man könnte der Ansicht sein, daß der Ausdruck
eines solchen ,,Klartextes" überflüsig ist. Es hat sich jedoch gezerg!,daß dieser für
den an ein Feldbuch gewöhnten Außendienstler bei der Fehlenuche sehi von Nut-
zen ist.

Im Programmteil NwKoR (3) können die notwendigen Korrekturen, Löschungen
und Ergänzungen vorgenornmen werden. Mit dieser zuletzt genannten Funktion
können Daten manuell nachgetragen werden, was z. B. beim Ausfall des Datenter-
minals erforderlich wird. Hier sind aus Gründen des Aufwandes nicht die Einzel-
ablesungen einbezogen, sondern lediglich die aufzummierten Ergebnisse einer Niv-
strecke und die beschreibenden Daten. Aus diesen lYerten wird dann im programm.
abschnitt (a) die Datei der rohen Höhenunterschiede aufgebaut. Eine Selektion ist
möglich, um d i e Daten zusammenstellen zu können, die geschlossen ausgeglichen
werden sollen. In dieser Datei werden für jede Niv-strecke folgende Daten gespei-
chert:

Anfanp- und Endpunkt, Nr. des Arbeitsgebietes, Nr. der Sclrleife und Ord-
nungsstufe,

Datum und lJhzeit, Beobachter, Lattennummer, Wetterdaten,

Höhenunterschied, summe der standpunktkontrollen, Zalrl der Aufstellungen
und Streckenlänge.

Auf diese Daten wird zurückgegriffen, wenn im programmabschnitt (5) @rogramm
NIVRED) die an den Rohhöhenuntenchied anzubringenden Reduktionen berech-
net und die Hin- und Rtickmeszungen gemittelt werden (6).

In der jetzigen Programmrarsion wird ledigtich der für jedes Lattenpaar ausgemesse-
ne mittlere Lattenmaßstab automatisch berücksichtigt. lvenn es möglictr ist, die
Korrektion für jeden I-attenstrich mit genügender sicherheit festzulegen - unter-
suchungen hiezu stehen vor dem Abschluß (Grabe und I-ebowsky tezll -, aann
wären diese im verarbeitungabschnitt (4) zu berücksichtigen. Für die Berechnung
der Gezeiten- bzw. orthometrischen Korrektion sind zusätzliche Daten, nämlich
die Koordinaten, die Höhen und die Schwerewerte der Niv-Punkte erforderlich.
Die Koordinaten können z. B. aus den off-linedigitalisierten Niv-Punktübersichten
gewonnen werden. Hierzu sind erste Erprobungen erfolgt. Für den Datenfluß
erscheint es $instiger, diese Werte über das ebenfalls an aeipOp-anlage installierte
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Kartographische Interaktive Programmsystem CIPS und die damit mögliche On-

line-Digitalisierung einzubringen.

Die orthometrische Korrektion vfird im Abschnitt (7) berechnet, da die dafür

erforderlichen Höhen ü. NN erst dort ermittelt werden. Anstelle der aktuellen

Oberflächenschwerewerte werden bislang noch die Normalschwerewerte benutzt,

die aus den obigen Daten errechnet werden können (normalorthometrische Kor-

rektion). In einem Gesamtsystem ist dann an dieser Stelle der Zlugriff m Schwere-

festpunkt-Datei der Automatischen Liegenschaftskarte erforderlich.

Weiter wird im Programmabschnitt (6) ein Papierausdruck erzeugt, in dem - nach

außteigenden Funktnummem geordnet - u.a. die Einzel- und die gemittelten

Ergebnisse der Niv-Strecken, die Differenzen aus Hin- und Rückmesungen und die

erlaubten Fehlermaße ausgedruckt werden.

An dieser Stelle setzt die Ausrertung der Daten durch den Innendienst ein (Fehler-

suche, Hinweise auf felrlende Strecken). Hier wäre es wünschenswert, die Lristung

des Progamms um die Möglichkeit der statistischen Analyse des Beobachtungs-

materials zu enyeitem, womit die Fehlersuche erleichtert würde und eine Kontrolle

auf systematische Fehler ausgeübt werden könnte.

Ausgleichung

Das nachfolgende Ausgleichungsprogramm (NIVAUS) besteht aus einer Reihe von

Unterprogrammen, die sich entsprechend ihrer logischen Verknüpfung überlagern

lassen. In NIVAUS läßt sich u.a. interaktiv steuem: die Selektion der Daten (Aus'

gleichung von Teilnetzen), die Eingabe von Festpunkten und deren Gewichte, der

GewichtSansatz liir die Beobachtungen, Modifizierungen des Ausgleichungwerfah'

rens (freie Auqleichung, fehlerfreie oder fehlerbehaftete Anschlußpunkte). Es ist

femer möglich, die Berechnung nach jedem Teilschritt abzubrechen. Sie beginnt mit
der Aufbereitung der unsortierten Daten und mit der automatischen Auswahl der

Knotenpunkte. lm Zuge der dann folgenden Aufstellung der Koeffizientenmatrix

der Unbekannten (Niv-Höhen) werden die Niv-Linien (Verbindungen der Knoten-

punkte) zusalnmengestellt. Anschließend erfolgt eine automatische Berechnung

von Näherungshöhen und Schleifenwidersprüchen. Es kann jedoch zusätzlich

auch eine gezielte manuelle Vorgabe der zu berechnenden Schleifen erfolgen.

Die Invenion der Normalgleichungsmatrix erfolgt auf den gleichen Ptätzen. Hier ist,

im Zuge einer ,großen Lögng" eine weitere Programmoptimierung (Aumutzen der

Bandsiruktur der Matrix, Vorhalten einer Dreiecksmatrix im Arbeitsspeicher

anstelle der gesamten Matrix) wünschenswert. Mit der derueitigen Programmversion

ist eine Ausgleichung von 80 Knotenpunkten möglich.

Zrietzt erfolgt die Berechnung der ausgeglichenen Höhen der Zwischenpunkte

und der polar angehängtenPunkte, die nicht direkt an der Ausgleichung teihehmen,
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und die Ausgabe der Ergebnisse: ein Verzeichnis der Linien und der ihnen zugeord-
neten Beobachtungsdaten, verbesserungen und mittleren Fehler sowie ein ver-
zeichnis der ausgeglichenen Höhen der Niv-Punkte und ihrer mittleren Fehler. Zur
manuellen Berechnung weiterer Genauigkeitsmerkmale - z.B. für Höhendifferen-
zen - wird die Q*r'Matrix ausgednrckt. Schließlich sind Eingabesätze für die Fort-
führung der Niv-Punktdatei zusammenzustellen. wenn diese - wie im vorliegenden
Beispiel - auf einer anderen Anlage geführt werden, muß vorübergehend ein Ausga-
bemagretband erstellt werden.

Zusammenfasorng und Au$lick

Die bisherigen beim Einsatz dieses Programmsystems gewonnenen Erfahrungen
zeigen, daß es bereits in der jetzigen Version ein wesentliches Hilfsmittel für die
Auswertung darstellt. Die Bearbeitung wird beschleunigt, da nach der Ersterfassung
im Felde keine weiteren Erfaszungsarbeiten anfallen. Der Bearbeitungsgang wird
- insbesondere auch wegen des erstmals realisierten automatischen Datenflusses -
übersichtlicher und die Fehlersuche erleichtert. Die Möglichkeit, die Ergebnisse
audr graphisch daruustellen §etzbilder, Fehlervektoren) wäre in dieser Hinsicht
von weiterem Nutzen.

Femer sollte für die Auswertung von Meszungen verschiedener Epochen zum Nach-
weis von Höhenwertänderungen ein entsprechendes Datenverwaltungsprogriunm
und ein Ausgleichungsalgorithmus bereitgestellt werden.

Schließlich sei darauf hingewiesen, daß durch den standardmäßigen Einsatz von
Datenterminals beim Nivellement erstmals originäre Meßwerte in einem großen
umfang für fehlertheoretische untersuchungen zur verfügung stehen. Hier wäre
u.a. an weiterführende Arbeiten zur Analyse der zeit- und ortsnahen Meszungen
auf Korrelationen zu denken (Luctrt 1972), woraus sich gegebenenfalls Konse-
quenzen für den Messungsablauf oder die Erprobung eines verfeinerten stochasti-
schen Modells in der Ausgleichung ableiten ließen.
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Information aus der Landesvermessung

§ehstklebende Filmpositive für Montagezwecke mit dem copyproof-verfahren

Das seit langem eingeführte und unter dem Namen ,,copyproof' bekannte silbersalz-

Diffusionsvirfatren der Firma Agfa-Gevaert wurde vor kurzem durch eine Variante

erweitert, die fiir die Anwendung in der Vermessungs' und Katasterverwaltung

interesant ist: tm copyproof-sortiment stehen nunmehr auch selbstklebende

Materialien für Montagezwecke zur Verfilgung.

Es handelt sich um den sehr dtinnen Film CPF-AB (0,025 mm Polyester'unterlage)

sowie um ein selbstklebendes Papier CPP-AB, beide im Format DIN A 4. Die Mate'

rialien besitzen eine sehr gute Konturenschärfe, eine kräftige Schwärzung der Zeich'

nungselemente und zeigin keinerlei Vergilbung. Die Klebeschicht ist durch eine

weift Papierunterlage geschützt, von der sich der selbstklebende Film bzw. das

Papier leicht trennen läßt.

Vor allem der Film bietet sich als Altemative fiir andere Montageelemente an' So

vermeidet er z.B. die Nachteile der sK-Folie, deren vergilbung fiir die weiterver'

arbeitung der Schriftmontagen der DGK 5 problematisch ist'

Gegenüber der sK-Folie hat das copyproof-Material eine nicht ganz so starke

Klebekraft, dadurch werden die Konekturen sehr erleichtert. Femer wurde festge-

stellt, daß sich das copyproof-Material gut schaben lißt. Ftir manche Anwendun-

gen käme auch derEinsat, J.btttt.t"nder Copyproof'Positive anstelle von Abreibe-

Elementen (Letraset, I.N.T.) sowie von Strippingfilm in Betracht'

Die vorteile gegenüber der sK-Folie sind so eindeutig, daß die schriftsätze fiir die

schriftmontage der DGK 5 vom Dezemat B 5 grundsätzlich auf copyproof-

Material abgegeben werden. Der beim Fotosatz entstandene Film wird mitgeliefert'

Sollte von ä.r, S"t riftnm.n weiteres selbstklebendes Material benötigt werden, so

können entweder bei entsprechender Geräteatrsstattung die selbstklebenden copy-

froof-positive selbst hergestellt werden, ode,r man übersendet die Filme dem Dezer'

nat g S. Ein Merkblatt irit Hinweisen zur Herstellung und Weiterverarbeitung wird

in der nächst en Zeit den Schriftsatzaufträgen beigefiigl'

Infornwtion durch: Dezernat Reproduktion (B 5 )

58



I. Ernannt:

zum VmDir
VmOR
VmOR

zuVmR
VmAss.
VmAss.

VmRef
VmAss.

II. Vetretzt:

VmR

VmOR

VmR

VmR

VmOR

VmOR
VmOR

Eyting
Matern

Knrmbholz
Troff

Jendrny
Neumann

Kubitz

Groeneveld

Dierksmöller

Gebauer

Möller

Niemann
Hrntze

Personalnachrichten

Beamte des höheren Dienstes

KatADelmenhorst . . . . . . . . . . . . . 26. S.Zg
KatAWilhelmshaven.. .. .. 29. 6.79

KatA Salzgitter

zu VmAss. (Einstellung)

KatA Nordhorn .

KatA Celle

vom LVwA - LVm - an das KatA
Northeim
vom KatA Northeim
andasKatABückeburg o. . o .. .. . .

vom KatA Meppen
andasKatACloppenburg. . . . ..
vom KatA Celle
andieStadtBremerhaven. . . . .. . .

vom KatA Wilhelmshaven
andasKatAWesterstede . . . . . . ..

Lehrstuhl ftir Topographie und Karto-
graphie der Universität Hannover . . .

KatADelmenhorst. .. . . .

KatA0ldenbug . o o ... . . . .

III. Beurlirubt nach § 99 Abs. 2 NBG:

VmR Grünreich

IV. Eintritt in den Ruhestand (§ S l NBG):

5. 7.79
1. g. 79

L. g. 79
L. 1.0. 79

1. S. 79

18. 5.79

1. g.79

L. g.79

1. 9.79

l. 7.79

1. 3.79
l. g.79

1. g.79
1. g" 79
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KatA Westerstede
KatA Brake

V. Yersetzung in den Ruhestand (§ 57 NBG):

VmDir Eyting
Ltd. VmDir Herms



I. Ernannt

zu VmOAR
VmAR Geißler

VmAR Bartels

VmAR Mehlhase

VmAR Duvenhorst

VmAR Gnrmme

VmAR Woltemate

VmAR Dieckmann

VmAR Klatt
VmAR Stohrer

VmAR Gronau

zu VmAR
VmA Seils

VmA Kollmann
VmA König
VmA Ewert

zu VmA
VmOInsp Leiner
VmOInsp Semmelroggen

VmOInsp Borchers

VmOInsp Schütz

VmOInqp Bornkessel

zu VmOInsp
VmOInqp z.A. Lühr
VmOInsp z. A. Meinborn
Vmlnsp Niemann

Vmlnqp Riederich

zu VmInsP
VmHSekr Brinkmann
VmHSekr Birnbaum

zu VmOInqP z. A-

Vmlnsp. Anw. de Leve

Vmlnsp. Anw. Kastner

Vmlnsp. Anw. HaverkamP

Vmlnsp. Anw. Sievers

Vmlnsp. Anw. Meier

Vmlnsp. Anw. Trojahn
Vmlnsp. Anw. Vieth

II. In den vorbereitungsdienst eingestellt:

Hanel, Norbert

Plaspohl, Heinrich
Hansmann, Uwe
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Beamte des gehobenen Dienstes

KatACelle . . . . . .. '

KatAStade .. . -. .

KatAWolfsbtug . . . . ' '
KatA Oldenburg
KatA Holzminden ' '

KatA Hameln
MI-Ref.57-..
KatA Hildesheim
MI-Ref.55-..
KatAosterholz-scharmbeck .. '

LVwA -LVm -H-7 - . '

KatAMeppen.. .. " "
Bez.Reg. Lünebug, Außenstelle Stade ' '
KatAStade .. .. . . " '

LVwA-LVm-B8- ..
KatA Göttingen ' '
KatARotenburg .. -. .... ' '
KatAHannover. .. .o
LVwA-LVm-B1- ..

LVwA-LVm -87 - . . . .

KatAHameln . o ' '

KatANortheim. . '
KatAGöttingen.. ..

KatAWinsen . . . ' ' '
KatAMeppen.. ..

KatANordhorn... ..
KatA Bückeburg
KatAHameln . . . .. . ' '

Bez. Reg. Hannover ' '

KatAHannover. .. . " '

KatA Braunschweig
KatA Osterode

30. 7 .79
30. 7.79
30. 7 .79
1. 8.79

22. 8.79
23. 8.79
31. 10.79
20. Lt.79
29.11.79
30. 1 1.79

1. 6.79
31. 8.79
22. 10.79

L. t2.79

1. 6.79
1. 7.79

31. 7.79
16. 8.79
28. 9.79

25.6.79
25. 7.79
27. 9.79
27. 9.79

1. 9.79
1. 9. 79

g. 5.79
4. 9.79
4.9.79
4. 9. 79

4. 9. 79
4. 9.79
4.9.79

Bez. Reg. Weser-Ems .

Bgz.Rgg.Weser-Ems.. ' ' ' ' ' ' ' ' '

Bez. Reg. Hannover ' '

1.

1.

1.

4.79
4.79
8.79



III. Versetzt:

VmOInsp

VmOInsp

VmInsp

VmInsp

VmAR

Melzer

Lippmann

Riederich

Niemann

Wessel

Neuhaus

IV. Versetzurg in den Ruhestand

von der Bez. Reg. Hannover
an das LVwA - LVm -B 2 -
von der Bez. Reg. Hannover
andasLVwA-LVm-88-
vom KatA Northeim
an das KatA Göttingen . .

vom KatA Osterode
an das KatA Northeim .

vom KatA Sulingen
an das KatA Nienbtrg

(§ 57 NBG):

KatA Oldenburg . .

Beamte des mittleren Dienstes

KatADelmenhorst ... .

KatAGoslar. .. ....
KatAHildesheim.. ..
KatA Winsen . .

KatACelle.. ..
KatAHannover... ..
KatA Hannover .

KatAHannover. .. ..
KatABremervörde . . . . .. . .

KatACuxhaven.......
KatA Cuxhaven

KatAVarel . .. . . .

KatAWesterstede . . . .

KatAWesterstede . . . . . . . . . .

KatARotenburg ...... ..
KatAOsterholz-scharmbeck .. . o.
KatAStade .. , o. . . o o.
KatA Osterholz -Scharmbeck
KatAOsterholz-scharmbeck .. .

KatA Aurich . .

KatAGöttingen .... .. . .....
KatASalzgitter. . . . . . .

KatAOsterode . . .. . . o . . .

KatAAlfeld. . . . . o . . . o . .

KatAAlfeld. .o ..
KatA Holzminden . .

KatANortheim. . . . . .

1. 7.79

1. 7 .79

t6. 7 .79

15. 8.79

1. 12.79

1. 2.79VmOAR

I. Ernannt:

zu VmOSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr
VmSekr

zu VmSekr
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist
VmAssist

Lenzschau
Jungesblut
Batzdorfer
Chedorowitz
Bondzio
Kauke
Vanselow
Springer
witt
Holzberg
Zengel

Fallnich
Sextroh
Haase

Martens
Czarnik
Waller
Böttjer
Wedelich
Fisser
Huhnold
Zellmann
Schneider
Stieler
Beier
Feldmann
Oppermann
Nave

1. 4.79
30. 5.79
19. 7 .79
l. 10.79
l. 10.79

20. ll.79
20. 11.79
20. 11.79
28. ll.79
28. ll.79
28. ll.79

1,. 12. 7 g

L. 5.79
l. 5.79
L. 6.79
1. 6.79
l. 6.79
1. 6.79
1. 6.79
1. 6.79
5. 6.79
6. 6.79

2s. 6.79
28. 6.79
28. 6.79
29. 6.79
29. 6.79
26. 7.79KatA Delmenhorst
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VmAssist KamPhaus

VmAssist Struck
VmAssist Ewert
VmAssist Heins

VmAssist SPier

VmAssist Krause

VmAssist Welsch

VmAssist Pohl

VmAssist Behling

VmAssist Kohn
VmAssist Otte
VmAssist Goodschild
VmAssist Leisebein

VmAssist Gebhardt
VmAssist Koch
VmAssist Wendt

zu VmAssist
VmAssist z. A. Schröder

VmAssist z. A. Stanke

VmAssist z. A. Middelbeck

VmAssist z. A. Döring
VmAssist z. A. Brinker
VmAssist z. A. Neteler

VmAssist z. A. Müller, M.

VmAssist z. A. Müller, E.

VmAssist z. A. Rode

VmAssist z. A. Hoog

VmAssist z. A. Ebrecht
VmAssist z. A. Schlüsche

VmAssist z. A. Liedtke
VmAssist z. A. Rolfes

VmAssist z. A. Sieber
VmAssist z. A. Kreutner
VmAssist z. A. Fleischmann

VmAssist z. A. Kienast

VmAssist z. A. NaPierski

VmAssist z. A. Hinte
VmAssist z. A. Krause

VmAssist z. A. Deicke

VmAssist z. A. Otto
VmAssist z. A. Rassow

VmAssist z. A. Baumgarten

VmAssist z. A. Bolk
VmAssist z. A. Sünnemann

VmAssist z. A. Ohm

VmAssist z. A. GrauPner

VmAssist z. A, Wohlers

zu VmAssist z. A.
VmAssistAnw. Hots

VmAssistAnw. Renken
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KaiA Vechta
KatA Hameln
KatA Celle

KatA Celle

KatA Hameln
KatA Alfeld . .

KatA Holzminden
KatA Peine

KatA Bückeburg
KatA Helmstedt
KatA Helmstedt
KatA Wolfsburg
KatA Hannover .

KatAHannover. . .

KatA Hildesheim
KatA Hannover .

KatA Oldenburg . .

KatA Delmenhorst
KatA Vechta
KatA Nordhorn .

KatA Nordhorn .

KatA Vechta
KatA Leer .

KatA Bremervörde .

KatA Osnabrück
KatA Wolfsburg . .

KatA Osterode
KatA Gifhorn . .

KatA Peine

KatA Meppen . .

KatA Wesermünde

KatA Wesermünde
KatA Wesermünde . .

KatA Braunschweig
KatA Braunschweig
KatA Braunschweig
KatA Cuxhaven .

Bez. Reg. Braunschweig
KatA Nienburg . .

KatA Hannover .

KatA Hannover .

KatA Hannover .

LVwA-LVm-83-
LVwA-LVm-85-
LVwA-LVm-81-
KatA Syre

KatA Westerstede

KatA Westerstede

27. 7.79
24. 8.79
t. 10.79
r. r0.79

19. t 0.79
2t. 10.79
2t. r0. 79
23. Ll. 79

23. LL.79
26. tL.79
26. LL.79
2s. 10. 79

20. tt,.79
20. Lt.79
20. 1,1.79
20. tL.79

1. 4.79
1. 4.79
1. 4.79
1. 4.79
1. 4.79
1. 5.79
1. 7.79

10. 8.79
L6. 8.79
6. 9. 79
6. 9.79
7. 9.79

t2. 9. 79
1,2. 9.79
23.9.79
23. 9. 79
23. 9.79
28. 9.79
28. 9. 79
28. 9.79
!. t0.79
1. 10.79
t. 10.79
1. L0.79
l. 10.79
r. r0.79
t. 10.79
L. L0.79
1. 10. 79

15. 10. 79

1. 4.79
1. 4.79



VmAssistAnw.
VmAssistAnw.
VmAsistAnw.
VrnAssistAnw.
VmAssistAnw.
VnrAssistAnw.
VmAssistAnw.
VmAsistAnw.
VmAssistAnw.
VrnAssistAnw.
VnrAssistAnw.
VmAssistAnw.
VrnAssistAnw.
VnrAssistAnw.
VrrAssistAnw.
VrnAssistAnw.
VnrAssistAnw.
VmAssistAnw.
VnrAssistAnw.
VmAssistAnw.
VmAssistAnw.
VmAsdstAnw.
VrnAssistAnw.

Ritterhoff
Koitka
Koke
Grebener
Schöfer
Bittner
Vorhold
Wosab
Schomaker
Ohlendorf
Fieber
§eevers

Ohr
Wr{f
Eggers
Schmietendorf
Tempel
Pöschmann
Jalcobs
Fiebig
Cieorgi
Eckstein
Bente

l. 4.79
1. 4.79
1. 4.79

24. g.7g
25. g.7g
2?. g.7g
27 . g.7g
27. g,7g
28. g,7g
29. g.7g
28. g. ?g

1. 10.79
l. 10.79
l. 10. 79
l. 10.79
1. 10.79
1. 10.79
1. 10. 79
1. 10.79
l. 10.79
1. 10.79
l. lo.79
l. 10. 79

1. 7.79

l. 10.79

l. ll.79

1. 11.79
l. 1. g0

KatA Oldenburg
KatA Osnabrück

KatA Nordhorn .

IktA Aurich
I(atA Osterode
KatA Salsgitter
KatA Salzgitter
KatA Salzgitter
KatA Verden
KatA Braunschwerg
KatA Braunschweig
KatA Syke
KatANienburg . . . . .. .. . . . . . . .. .
KatA Rotenburg . . . . . . . . . . . . . . . .
KatA Uelzen
KatA Uelzen
KatA Emden
KatA §oltau .

KatA Soltau .
KatA Hannorer
LVwA-LVm-Bl-
LVwA-LVm-83-
LVwA-LVm-B6-

vom MI - Ref. 13 - an das
LVwA-LVm-BZ-
vom KatA Uelzen
an das KatA Lüchow
vom KatA Lüchow
an das KatA Uelzen

aaaaaaoaaaaaaaa

aaaaaaaaaaaaaa

II. Venetzrt:

VmAInsp Perszewski

VmAssist z. A. Schrader

VnrAssist Reißmann

III. Auf Arrtrag enthscen (§ 33 NBG):

VmOSekr Sta4ge
VmAssistAnw. Meyer

KatA Wolfenbüttel
Bez. Reg. Läneburg

oaaaaaaa.aaaao
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